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Buchhaltung und Einhebung 
Thomas Schönfelder 

T +43 4242 / 205-5310 
E thomas.schoenfelder@villach.at 

Zahl:  VA 2023/Amtsvortrag 

Villach, 16. November 2022 

Voranschlag der Hoheitsverwaltung 2023 
 
 
 
 

AMTSVORTRAG 
 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Die Finanzverwaltung hat nach Gesprächen mit allen Referaten den Voranschlagsentwurf 
der Hoheitsverwaltung für 2023 erarbeitet und werden mit diesem Amtsvortrag den 
Kollegialorganen nachstehende Unterlagen zur Vorberatung und Beschlussfassung 
vorgelegt: 
 
Der Voranschlagsentwurf der Hoheitsverwaltung 2023 beinhaltet die 
 

- Gesamtzusammenstellung Ergebnisvoranschlag und Finanzierungsvoranschlag 
mit allen Anlagen gemäß § 5 VRV 2015 

- Änderungen zum Voranschlagsentwurf 2023 
- Tarife, Abgaben und Gebühren mit Beschlussvorlagen und Verordnungen 
- Ergänzende Richtlinien zur Budgetvollziehung 
- Vorbericht zum Voranschlag 2023 
- Verwaltungsgliederung 
- Anordnungsberechtigungen der Bediensteten 
- Anordnungsberechtigungen der Referenten 
- Sammelnachweise und Deckungsringe 
- Erläuterungen 
- Investmentfondsvermögen 
- Kontenrahmen der „Nicht voranschlagswirksame Gebarung“ 

 
Gemäß § 85 Absatz 1 des K-VStR 1998 hat der Gemeinderat für jedes Kalenderjahr als 
Finanzjahr durch Verordnung einen Voranschlag zu beschließen. Dieser ist so rechtzeitig zu 
beschließen, dass er mit Beginn des Finanzjahres wirksam werden kann. Gleichzeitig hat der 
Gemeinderat den Dienstpostenplan (Stellenplan) zu beschließen. 
 
Der Voranschlag war auf Basis der VRV 2015 zu gestalten und enthält einen 
Ergebnisvoranschlag sowie einen Finanzierungsvoranschlag. Die Ergebnisse werden 
nachstehend dargestellt:  
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1. Ergebnisvoranschlag Gesamthaushalt 

 
  

 Das Budget des Ergebnishaushaltes sieht Erträge von €  262.165.800 
 und Aufwendungen von € 266.907.100 
 vor,   
 das Nettoergebnis vor Rücklagenbewegungen beträgt somit € -4.741.300 
 Nach Entnahmen von Rücklagen von € 10.195.100 
 und Zuweisungen zu Rücklagen von € 4.502.700 
 beträgt das Nettoergebnis nach Zuweisungen und Entnahmen   
 von Haushaltsrücklagen € 951.100 
    

2. Finanzierungsvoranschlag Gesamthaushalt   
 Operative Gebarung   
 die Einzahlungen der operativen Gebarung betragen € 244.847.400 
 die Auszahlungen der operativen Gebarung belaufen sich auf € 247.147.700 
 womit ein Geldfluss der operativen Gebarung in der Höhe von € -2.300.300 
 gegeben ist   
    
 Investive Gebarung   
 die Einzahlungen der investiven Gebarung betragen € 12.196.700 
 die Auszahlungen der investiven Gebarung belaufen sich auf € 48.741.100 
 dies ergibt einen Geldfluss aus der investiven Gebarung von € -36.544.400 
    
 Das Ergebnis der operativen Gebarung und das Ergebnis der    
 investiven Gebarung ergibt einen Nettofinanzierungsaldo von € -38.844.700 
    
 Ein- und Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit   
 die Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit betragen € 28.197.600 
 die Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit belaufen sich 

auf 
€ 7.369.400 

 dies ergibt einen Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit 
von 

€ 20.828.200 

    
 unter Berücksichtigung des Nettofinanzierungssaldos ergibt sich 

ein  
  

 Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung von € -18.016.500 
 Dieser Betrag entspricht der Eigenmittelfinanzierung des 

gesamten Haushaltes und damit der Veränderung der liquiden 
Mittel. 
 

  

 Der Investitions- und Einzelprojektplan enthält Investitionen, 
sonstige Auszahlungen und Rücklagenzuführungen in der Höhe 
von 

 
 

€ 

 
 

47.779.200 
 und werden diese wie folgt bedeckt   
    
 Eigenmittel   
 Entnahme aus der Gebundenen Rücklage € 8.062.400 
 Subventionen / Kapitaltransfers € 7.567.500 
 Verkaufserlöse, Investitionszuschüsse € 3.951.700 
    
  

Fremdmittel 
  

 Darlehensaufnahme (Schuldenart 1) – Hoheitsverwaltung € 27.878.600 
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 Darlehensaufnahme (Schuldenart 2) – überwälzbare Schulden € 319.000 
    

3. Das Investmentfondsvermögen weist laut Voranschlagsentwurf ein nominales 
Gesamtfondsvolumen per 31. Oktober 2022 vor Ausschüttung von € 38.308.805,64 aus. 

  
4. Den Voranschlag samt allen Anlagen. 
  
5. In den Erläuterungen wird auf die einzelnen Konten ausführlich Bezug genommen. 
  
6. Von den Abteilungen werden in Abänderung der vom Gemeinderat der Stadt Villach 

beschlossenen Wertanpassungsrichtlinie (GR-Beschluss vom 03.12.2021) nachstehende 
Anträge zur Änderungen von Tarifen, Gebühren- und Abgabenerhöhung eingebracht. Die 
Änderung gegenüber der grundsätzlichen beschlossenen Wertanpassung liegt darin, dass 
die jeweiligen Erhöhungen unter der tatsächlichen Inflationsrate für den Betrachtungs-
zeitraum liegen. 
 

- 2/T – Tiefbau – Tarifordnung Sondernutzung des öffentlichen Gutes und 
Privatgrund der Stadt Villach „Wertanpassung der Tarife“ 

- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Abfallgebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Kanalgebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Kurzparkzonengebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasserbezugsgebührenverordnung 

Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasseranschlussbeitragsverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasserbezugsgebührenverordnung 

Gemeindewasserversorgungsanlage Faaker-See-Gebiet 
- 4/FS – Freizeit und Sport – Termine für Tarifanpassungen Freizeit und Sport 
- 4/FS – Freizeit und Sport – Tarifanpassungen Kulturzentrum Drobollach 
- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif ab 2023  

Ausstellungskatalog „150 Jahre Stadtmuseum“ 
Museum Ansichtskarten neu 
Museum Sonderbriefmarke „150 Jahre Stadtmuseum“ 
Relief Ansichtskarten neu 

- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif ab 2023 Turm Ansichtskarten neu 
- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif-Wertanpassung Museum, Relief, Stadtpfarrturm 

ab Saison 2023 „Villacher Wertanpassungsrichtlinie“ 
- GG5 – Betriebe und Unternehmen – Indexierung Gebühren und Tarife der Betriebe 

und Unternehmen ab 1.1.2023 
- 5/A – Abwasser – Indexierung Gebühren und Tarife Betrieb Abwasser per 1.1.2023 
- 5/F – Indexierung Tarife Abteilung Feuerwehr per 1.1.2023 

  

 

 

Es ergeht daher der 

Antrag, 
 

der Haupt- und Finanzausschuss und der Stadtsenat mögen vorberaten und der 
Gemeinderat möge beraten und beschließen: 
 
Der Verordnung der Stadt Villach gemäß § 85 Abs. 1 Villacher Stadtrecht 1998, K-VStR 
1998, LGBl. Nr.69/1998 idF. LGBl. Nr. 80/2020, zum Voranschlag für das Kalenderjahr 
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2023 als Finanzjahr (Voranschlagsverordnung 2023) wird wie folgt gemäß den 
Darstellungen im Amtsvortrag und den Beilagen die Zustimmung erteilt:  
 
1. Ergebnisvoranschlag Gesamthaushalt 

 
  

 Das Budget des Ergebnishaushaltes sieht Erträge von €  262.165.800 
 und Aufwendungen von € 266.907.100 
 vor,   
 das Nettoergebnis vor Rücklagenbewegungen beträgt somit € -4.741.300 
 Nach Entnahmen von Rücklagen von € 10.195.100 
 und Zuweisungen zu Rücklagen von € 4.502.700 
 beträgt das Nettoergebnis nach Zuweisungen und Entnahmen   
 von Haushaltsrücklagen € 951.100 
    

2. Finanzierungsvoranschlag Gesamthaushalt   
 Operative Gebarung   
 die Einzahlungen der operativen Gebarung betragen € 244.847.400 
 die Auszahlungen der operativen Gebarung belaufen sich auf € 247.147.700 
 womit ein Geldfluss der operativen Gebarung in der Höhe von € -2.300.300 
 gegeben ist   
    
 Investive Gebarung   
 die Einzahlungen der investiven Gebarung betragen € 12.196.700 
 die Auszahlungen der investiven Gebarung belaufen sich auf € 48.741.100 
 dies ergibt einen Geldfluss aus der investiven Gebarung von € -36.544.400 
    
 Das Ergebnis der operativen Gebarung und das Ergebnis der    
 investiven Gebarung ergibt einen Nettofinanzierungsaldo von € -38.844.700 
    
 Ein- und Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit   
 die Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit betragen € 28.197.600 
 die Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit belaufen sich 

auf 
€ 7.369.400 

 dies ergibt einen Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit 
von 

€ 20.828.200 

    
 unter Berücksichtigung des Nettofinanzierungssaldos ergibt sich 

ein  
  

 Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung von € -18.016.500 
 Dieser Betrag entspricht der Eigenmittelfinanzierung des 

gesamten Haushaltes und damit der Veränderung der liquiden 
Mittel. 
 

  

 Der Investitionsplan und Einzelprojektplan enthält Investitionen, 
sonstige Auszahlungen und Rücklagenzuführungen in der Höhe 
von 

 
 

€ 

 
 

47.779.200 
 und werden diese wie folgt bedeckt   
    
 Eigenmittel   
 Entnahme aus der Gebundenen Rücklage € 8.062.400 
 Subventionen / Kapitaltransfers € 7.567.500 
 Verkaufserlöse, Investitionszuschüsse € 3.951.700 
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Fremdmittel 

  

 Darlehensaufnahme (Schuldenart 1) – Hoheitsverwaltung € 27.878.600 
 Darlehensaufnahme (Schuldenart 2) – überwälzbare Schulden € 319.000 
    

3. Dem Voranschlag als Zahlenwerk samt allen Anlagen. 
Der Voranschlag der Stadt Villach für das Kalenderjahr 2023 als Finanzjahr tritt mit Ablauf 
des Tages der Freigabe zur Abfrage im Internet im elektronisch geführten Amtsblatt der 
Stadt Villach in Kraft. 
 

4. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die erst in dieser Woche angekündigte weitere 
Bundesförderung im Rahmen des Gemeindeinvestitionsgesetzes KIG-2023 in Höhe von 
ca. EUR 3,95 Mio. derzeit noch nicht als Einnahme in den Investiven Haushalt 2023 bzw. 
den mittelfristigen Haushalt 2024 und 2025 aufgenommen werden konnte. 

  
5. Ebenso wird zur Kenntnis genommen, dass die am 17.11.2022 bekanntgegebene 

zusätzliche Förderung des Bundes im Rahmen der Kommunalen Impfkampagne, die aller 
Voraussicht im Jahr 2023 an die Stadt fließen und zumindest mit EUR 400.000,00 
ergebnisverbessernd wirken wird, aktuell weder im Finanzierungs- noch im 
Ergebnishaushalt des Voranschlagentwurfes für das Haushaltsjahr 2023 aufgrund der 
Kurzfristigkeit noch keine Berücksichtigung finden konnte. Diese Änderungen zum 
Budgetentwurf werden bei Vorliegen der genauen Zahlen in den Finanz- und 
Investitionsplan 2023 und Folgejahre aufgenommen bzw. als zusätzliche Einnahme 2023 
verbucht. 

  
6. Die Änderungen gegenüber dem Voranschlagsentwurf laut Änderungsliste. 
  
7. Nachstehenden Änderungen von Tarifen, Gebühren und Abgaben anhand der 

beiliegenden Amtsvorträge und den jeweils beiliegenden Verordnungen und Beilagen mit 
Wirksamkeit 1.1.2023 die Zustimmung erteilt: 

 

 - 2/T – Tiefbau – Tarifordnung Sondernutzung des öffentlichen Gutes und 
Privatgrund der Stadt Villach „Wertanpassung der Tarife“ 

- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Abfallgebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Kanalgebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Kurzparkzonengebührenverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasserbezugsgebührenverordnung 

Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasseranschlussbeitragsverordnung 
- 3/A – Abgaben – Änderung der Villacher Wasserbezugsgebührenverordnung 

Gemeindewasserversorgungsanlage Faaker-See-Gebiet 
- 4/FS – Freizeit und Sport – Termine für Tarifanpassungen Freizeit und Sport 
- 4/FS – Freizeit und Sport – Tarifanpassungen Kulturzentrum Drobollach 
- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif ab 2023  

Ausstellungskatalog „150 Jahre Stadtmuseum“ 
Museum Ansichtskarten neu 
Museum Sonderbriefmarke „150 Jahre Stadtmuseum“ 
Relief Ansichtskarten neu 

- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif ab 2023 Turm Ansichtskarten neu 
- 4/MA – Museum und Archiv – Tarif-Wertanpassung Museum, Relief, Stadtpfarrturm 

ab Saison 2023 „Villacher Wertanpassungsrichtlinie“ 
- GG5 – Betriebe und Unternehmen – Indexierung Gebühren und Tarife der Betriebe 

und Unternehmen ab 1.1.2023 





Änderungen zum Voranschlagsentwurf 

 

 

Betrag-Umkontierung 
 

Konto Bezeichnung Betrag AOB 

8150.006000 Sonstige Grundstückseinrichtungen - 62.200 5S 

8150.006600 Sonstige Grundstückseinrichtungen + 62.000 2HL 

 

 

Betrag-NEU 
 

Konto Bezeichnung Betrag AOB 

6125.006000 Sonstige Grundstückseinrichtungen + 3.000 5S 

6125.042000 Amts-,  Betriebs- und Geschäftsausstattung + 3.000 5S 

8150.042100 Amts-,  Betriebs- und Geschäftsausstattung + 20.000 5S 
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Tiefbau und Verkehrsplanung 

Michaela Sand 

T +43 4242 / 205-4920 

E michaela.sand@villach.at 

W villach.at 

Zahl:TO 2023 

 

Villach, 14. November 2022 

Tarifordnung 

Sondernutzung des öffentlichen Gutes und Privatgrund der Stadt Villach 

„Wertanpassung der Tarife“ 

 

 

 

Amtsvortrag 
 

an den 

Ausschuss für Bauangelegenheiten 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtsenat 

Gemeinderat 

 

 

Aufgrund der im Jahr 2021 beschlossenen Wertanpassungsrichtlinie muss die 

Tarifordnung für die Sondernutzung von öffentlichem Gut und Privatgrund der Stadt 

Villach angepasst werden. 

 

Entgegen der grundsätzlichen Ausrichtung der Wertanpassungsrichtlinie soll nicht die 

gesamte Indexsteigerung von 9,5 % zur Anpassung herangezogen werden, sondern eine 

durchgehende Erhöhung von 6,0 %.  

 

Sonstige Änderungen der Tarifordnung werden nicht vorgenommen.  

 

Es ergeht daher der  

 

Antrag, 

 

der Ausschuss für Bauangelegenheiten, der Haupt- und Finanzausschuss und der 

Stadtsenat mögen vorberaten und der Gemeinderat möge beraten und beschließen: 

 

Die Anpassung der Tarifordnung für die Sondernutzung von öffentlichem Gut und 

Privatgrund der Stadt Villach wird gemäß der vorhergehenden Erläuterung und der 

Beilage mit Wirksamkeit 01.01.2023 genehmigt. 
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Die angepasste Tarifordnung tritt mit 01.01.2023 in Kraft. 

 

 

 

Der Abteilungsleiter: 

 

 

Ing. Thomas Moraus 

Der Baudirektor: 

 

 

DI Otto Lauritsch 

Der Baureferent: 

 

 

StR Harald Sobe 

 

 

 

Beilage: Tarifordnung für die Sondernutzung von öffentlichem Gut  

 

 

Verteiler: 

Bauausschuss 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtsenat 

Herrn Bürgermeister 

Herrn Magistratsdirektor 

Frau Finanzdirektorin 

Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 

zum Akt 

 

 

14.11.2022, 16:40
laurott
15.11.2022, 11:54
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Tiefbau und Verkehrsplanung 
Michaela Sand 

T +43 4242 / 205-4920 
E michaela.sand@villach.at 

W villach.at 

Zahl:612/3-TO/2023  

 

TARIFORDNUNG 

FÜR DIE SONDERNUTZUNG VON ÖFFENTLICHEM GUT 
(Tarifordnung der Stadt Villach für die Sondernutzung von öffentlichem Gut und Privatgrund der Stadt Villach 
laut Gemeinderatsbeschluss vom ………..  

 
Allgemeiner Teil 
 
1. Anwendungsbereich 

 
1.1. Die Stadt Villach als Eigentümerin des öffentlichen Gutes und des darüber befindlichen Luftraumes 

im Gemeindegebiet gestattet die Sondernutzung gemäß § 57 Kärntner Straßengesetz 2017 in der 
geltenden Fassung nach den Bestimmungen dieser Tarifordnung. Davon abweichende 
Sondervereinbarungen sind zulässig, bedürfen jedoch der Genehmigung des zuständigen 
Kollegialorgans der Stadt Villach. Die Tarifordnung findet auch für die Benützung von Privatgrund 
der Stadt Villach sinngemäß Anwendung. 

 
1.2. Diese Tarifordnung findet auf die im Eigentum der Republik Österreich oder des Landes Kärnten 

stehenden Ortsdurchfahrten von Bundes- bzw. Landesstraßen Anwendung, soweit hierfür die 
Bundes- bzw. Landesstraßenverwaltung der Stadt Villach als Straßenerhalterin die Ermächtigung 
zur Einhebung des Benützungsentgeltes im Namen des Grundeigentümers erteilt haben.  

 
1.3. Die Tarifordnung findet auch für alle jene Gebrauchseinrichtungen Anwendung, die bereits vor 

ihrem Inkrafttreten von der Stadt Villach bewilligt (gestattet) wurden. In diesen Fällen kommt der 
Bewilligungsvertrag nach Maßgabe dieser Tarifordnung dadurch zustande, dass der Berechtigte 
das sich aufgrund des besonderen Teiles ergebende Benützungsentgelt entrichtet.  

 
1.4. Der „Besondere Teil“ dieser Tarifordnung findet auf das Veranstaltungsgelände „Wasenboden“ 

keine Anwendung.  
 
2. Benützungsbewilligung / Gestattungsvertrag 
 

2.1. Die zivilrechtliche Zustimmung für die Sondernutzung an öffentlichem Gut und dem darüber 
befindlichen Luftraum (Benützungsbewilligung) wird durch den Magistrat Villach, Abteilung 2/T – 
Tiefbau, erteilt. Die Benützungsbewilligung ist auch für alle jene Maßnahmen auf öffentlichem Gut 
zu erteilen, deren Tatbestand nicht vom Besonderen Teil dieser Tarifordnung erfasst ist.  
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2.2. In jenen Fällen, in denen neben der zivilrechtlichen Zustimmung zusätzliche behördliche 
Bewilligungen erforderlich sind, die in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Abteilung des 
Magistrates Villach fallen, gilt das entsprechende Ansuchen (Anzeige) des Antragstellers 
gleichzeitig auch als Ansuchen um Erteilung der zivilrechtlichen Zustimmung. Der Antrag wird von 
der für die behördlichen Angelegenheiten zuständigen Abteilung des Magistrates Villach an die 
Abteilung 2/T – Tiefbau übermittelt. 

 
2.3. Sofern eine in die Zuständigkeit einer Abteilung des Magistrates Villach fallende behördliche 

Bewilligung bzw. Berechtigung nicht erforderlich ist, ist das Ansuchen um die Erteilung der 
zivilrechtlichen Zustimmung direkt an die Abteilung 2/T – Tiefbau zu richten. 

 
2.4. Auf die Erteilung der zivilrechtlichen Zustimmung besteht kein Rechtsanspruch. Die zivilrechtliche 

Zustimmung kann nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass sämtliche notwendigen behördlichen 
Zustimmungen erteilt werden. 

 
2.5. Der Gestattungsvertrag zur Sondernutzung des öffentlichen Gutes kommt nach Maßgabe dieser 

Tarifordnung dadurch zustande, dass der Nutzungswerber aufgrund der ihm schriftlich zur Kenntnis 
gebrachten Zustimmung namens der Stadt Villach von der ihm erteilten zivilrechtlichen 
Berechtigung Gebrauch macht. Ebenso bedarf jede Änderung in der Ausführungsart und in der 
Benützung der bewilligten Gebrauchseinrichtung der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch 
den Magistrat Villach, Abteilung 2/T – Tiefbau. Wird die Benützungsbewilligung vom 
Nutzungswerber nicht in Anspruch genommen, ist dies dem Magistrat Villach, Abteilung 2/T – 
Tiefbau, schriftlich 2 Tage vor dem Zeitpunkt der ursprünglich geplanten Inanspruchnahme 
mitzuteilen. 

 
2.6. Diese Benützungsbewilligung gilt bei Vorliegen einer behördlichen Berechtigung für deren 

Gültigkeitsdauer, wobei bei Vorhandensein mehrerer behördlicher Berechtigungszeiträume der 
längste hiervon maßgeblich ist. Bei Fehlen einer gewerblichen Berechtigung, bzw. wenn eine 
behördliche Bewilligung überhaupt nicht erforderlich ist, gilt die Zustimmung als unbefristet erteilt, 
außer es wird im Gestattungsvertrag anderes festgelegt. 

 
2.7. Die Zustimmung zur Sondernutzung gilt in sämtlichen Fällen nur auf Widerruf erteilt, wobei ein 

Widerruf der Benützungsbewilligung seitens der Stadt Villach jederzeit ohne Angabe von Gründen 
möglich ist, ohne dass dadurch ein Anspruch des Nutzungswerbers auf Entschädigung entsteht.  

 
2.8. Arbeiten am öffentlichen Gut bzw. allfällige mit einer Gebrauchseinrichtung des Nutzungswerbers 

verbundene Maßnahmen, Herstellungen, bauliche Änderungen oder Umgestaltungen des 
öffentlichen Gutes sowie sämtliche Instandsetzungsmaßnahmen durch den Nutzungswerber dürfen 
nur im Einvernehmen mit dem Magistrat Villach, Abteilung 2/T – Tiefbau, durchgeführt werden. Alle 
im Zusammenhang mit der Sondernutzung des öffentlichen Gutes erforderlichen Maßnahmen hat 
der Nutzungswerber auf seine Kosten durchzuführen und gehen diese, sofern sie mit dem 
öffentlichen Gut verbunden werden, unentgeltlich in das Eigentum der Stadt Villach über.  

 
2.9. Mit Ablauf der Benützungsbewilligung muss die Gebrauchseinrichtung unverzüglich vom 

öffentlichen Gut entfernt und der frühere Zustand auf Kosten des Nutzungswerbers wieder 
ordnungsgemäß hergestellt werden. Bei Nichteinhaltung dieser Verpflichtung durch den 
Nutzungswerber können diese Arbeiten auf Kosten und Gefahr des Nutzungswerbers vom 
Magistrat Villach, Abteilung 2/T – Tiefbau, selbst oder von Dritten ausgeführt werden. 

 
2.10. Durch den Gestattungsvertrag können keinerlei Rechte am öffentlichen Gut oder am Privatgrund 

der Stadt Villach im Wege der Ersitzung erlangt werden. 
 

2.11. Sämtliche aus dem Gestattungsvertrag erwachsenden Rechte und Pflichten gehen auf die 
jeweiligen Rechtsnachfolger über. Bei Eigentumsübergang an der Gebrauchseinrichtung bzw. 
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Änderung in der Person des Nutzungswerbers ist der Magistrat Villach, Abteilung 2/T – Tiefbau, 
unverzüglich schriftlich davon in Kenntnis zu setzen. 

 
2.12. Dem Nutzungswerber ist es mit Ausnahme der in Pkt. 2.11 angeführten Rechtsnachfolge nicht 

gestattet, nach erteilter Nutzungsbewilligung für den Gebrauch einer Fläche des öffentlichen Gutes 
oder des Privatgrundes der Stadt Villach diese Nutzungsbewilligung entgeltlich oder unentgeltlich 
an Dritte zu übertragen. 

 
2.13. Werden Arbeiten bzw. Einrichtungen am öffentlichen Gut oder am Privatgrund der Stadt Villach 

ohne vorhergehende Zustimmung durch den Magistrat Villach Abteilung Tiefbau - 2/T oder 
entgegen den in der Benützungsbewilligung vereinbarten Sicherungsmaßnahmen und Auflagen 
durchgeführt bzw. errichtet, ist die Stadt Villach berechtigt, den Abbau dieser Einrichtungen bzw. 
allfällige Arbeiten, die zur Beseitigung einer dadurch entstandenen Gefahrenquelle erforderlich 
sind, auf Kosten des Verursachers durchzuführen. Bei konsenslos durchgeführten Arbeiten bzw. 
Errichtungen am öffentlichen Gut oder am Privatgrund der Stadt Villach behält sich diese vor, je 
Tag der unbefugten Inanspruchnahme, eine pauschale Strafgebühr einzuheben.  
 
 

3. Benützungsentgelt 
 

3.1. Das sich aufgrund des Besonderen Teiles der Tarifordnung ergebende Benützungsentgelt wird vom 
Magistrat Villach, 2/T – Tiefbau, mittels Rechnung vorgeschrieben. Für ständige 
Gebrauchseinrichtungen können Dauerrechnungen über jährlich wiederkehrende Zahlungen 
ausgestellt werden. 

 
3.2. Das Benützungsentgelt ist binnen 14 Tagen nach Zustellung der Rechnung, bei Dauerrechnungen 

zum jeweils festgesetzten Zahlungstermin fällig. 
 

3.3. Bei Abänderung des Besonderen Teiles dieser Gebrauchsgebührenordnung ist der zur 
Sondernutzung des öffentlichen Gutes Berechtigte verpflichtet, die sich jeweils ergebenden neuen 
Benützungsentgelte zu entrichten. 

 
3.4. Wird das Benützungsentgelt vom Berechtigten nicht binnen 14 Tagen nach Zustellung der 

Rechnung bzw. nicht zum vereinbarten Zahlungstermin entrichtet, gilt die Benützungsbewilligung 
mit sofortiger Wirkung als aufgelöst, ist die Gebrauchseinrichtung unverzüglich zu entfernen und 
der vorherige Zustand ordnungsgemäß wiederherzustellen. Die Auflösung setzt eine schriftliche 
Mahnung voraus und tritt die vorangeführte Rechtsfolge nicht vor Ablauf eines Monats nach 
Absendung (Postaufgabedatum) der schriftlichen Mahnung ein. 

 
3.5. Vereinbarungen über die Nutzung am öffentlichen Gut oder am Privatgrund der Stadt Villach, deren 

Abschluss aufgrund einer vorhergehenden Ausschreibung zwischen mehreren Interessenten 
erfolgt, können hinsichtlich des vereinbarten Benützungsentgelts außerhalb dieser Tarifordnung 
erfolgen. 

 
3.6. Falls die Benützung öffentlichen Gutes aufgrund einer Anordnung der 

Gemeindestraßenverwaltung widerrufen wird, erfolgt für diesen Zeitraum aliquot keine 
Verrechnung.  

 
 

4. Haftung 
 

4.1. Der Nutzungswerber haftet der Stadt Villach als Eigentümerin des öffentlichen Gutes für die 
Erfüllung der sich aus dieser Tarifordnung ergebenden Verpflichtungen, für die ordnungsgemäße 
Errichtung und Instandhaltung der Gebrauchseinrichtung entsprechend den gesetzlichen 
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Bestimmungen sowie für alle unmittelbar oder mittelbar durch die Herstellung, Bestand und Betrieb 
seiner Gebrauchseinrichtung herbeigeführten Schäden. Hinsichtlich einer allfälligen Schädigung 
von Dritten hat der Nutzungswerber die Stadt Villach gegenüber deren Ansprüchen schad- und 
klaglos zu halten. 

 
4.2. Der Nutzungswerber hat gegenüber der Stadt Villach im Falle einer Beschädigung oder Störung 

des Betriebes seiner Gebrauchseinrichtung, insbesondere bei jenen, die durch den Straßenverkehr 
verursacht werden, keinerlei Anspruch auf Schadenersatz, es sei denn, eine solche Beschädigung 
wird von Bediensteten der Stadt Villach vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt. 

 
5. Zoneneinteilung 
 
Die im besonderen Teil dieser Tarifordnung zur Sondernutzung des öffentlichen Gutes bei der Festlegung 
der Tarifsätze genannten verschiedenen Zonen - wie auch aus dem beiliegenden Lageplan, der einen 
integrierenden Bestandteil dieser Tarifordnung bildet - sind wie folgt festgelegt: 
 
Zone 1: Hauptplatz - Oberer und Unterer Kirchenplatz - Rathausplatz -  Nikolaiplatz - Europaplatz - 

Drauberme östlich (Bereich Paul-Watzlawick-Platz und Europaplatz).  
 
Zone 2:  dass außerhalb der Zone 1 gelegene Stadtgebiet 
 
 
6. Befreiungstatbestände 
 
Nachstehende Tatbestände unterliegen nicht der Tarifordnung für die Nutzung von öffentlichem Gut und 
Privatgrund der Stadt Villach: 
 

- Vorlegestufen, Licht-, Luft-, Material- und sonstige Schächte 
- Stützmauern, Gebäudesockel, Pfeiler und alle anderen vom Boden aufgehenden Bauteile  
- Balkone, Erker, Vordächer und sonstige Überbauungen 
- Sonnenschutzplanen, Markisen und ähnliche Wetterschutzeinrichtungen 
-  Lichtanlagen anlässlich des Weihnachtsfestes, Villacher Faschings und des Villacher Kirchtages 

(Brauchtumswoche) 
- Schaukästen von Unternehmen, die am Gebäude (Fassade) angebracht sind, in denen sich das 

Unternehmen selbst befindet 
- Aufstellen von Pflanzen, Töpfen, Schalen und sonstigen Gegenständen zu Dekorationszwecken  

bzw. Dekorationen anlässlich des Weihnachtsfestes und des Villacher Kirchtages 
(Brauchtumswoche) 

- Baustelleneinrichtungen innerhalb eines Zeitraumes von 24 Stunden 
- Schilder auf Gebäuden, in dem sich das angekündigte Unternehmen befindet, die nur das 

angekündigte Unternehmen betreffen und eine Gesamtfläche von 2 m2 nicht übersteigen 
- Nicht hinterleuchtete Aufschriften und Ankündigungen (Flachschilder, Firmenzeichen, Buchstaben)  
- Lichtanlagen (Glühlampenketten, Leuchtröhren, Lichtbandumrandungen, Lichtleisten)  
- Leuchtende Ankündigungen (Leuchtreklame, hinterleuchtete Schilder) 
- Nicht ortsfeste Ständer für Gastronomiebetriebe zur Präsentation aktueller Tagesangebote  
- Straßensperren nach behördlicher Anordnung 
- Leitungen und Anlagen die der Grundversorgung dienen (Fernwärme, Wasser, Kanal, Strom, 

Telekommunikation) 
- Ober- und unterirdische Leitungen (Drähte, Kabel, Rohre, Kanäle und Rohrkanäle)  
- Aufstellung von Möblierungen (Leitsysteme, begrünte Sitzgelegenheiten, Dekorationen etc.) durch 

die Stadtmarketing Villach GmbH, welche als zusätzliche Veranstaltungsmöblierung eingesetzt 
werden („Wohnzimmer Innenstadt“). 

- Kurzfristige Aufbauten am Standesamtsplatz für die Dauer der Trauung (Stehtische, „Maut“ etc.)  
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- Sondernutzungen , welche der Frequenzerhöhung dienen und von der Stadtmarketing Villach GmbH 
oder dem Tourismusverband veranstaltet werden.  

- Sondernutzungen der städtischen Abteilungen (2/HL, Kultur etc.) 
 

 
Besonderer Teil 
 
Wenn in nachstehender Tarifordnung nicht anders bezeichnet, ist bei der Berechnung von Quadratmetern 
die in Anspruch genommene Grundfläche heranzuziehen. Bei allen Jahrestarifen wird im Fall einer 
Nutzungsdauer von weniger als einem Jahr nur der anteilige Betrag pro Monat berechnet. 
Einzelvorschreibungen unter Euro 4,00 bleiben außer Betracht. 
 

10. BAUSTELLENEINRICHTUNG  

 Lagerung von Baustoffen, Schutt, Aufstellung von Baugerüsten und Baugeräten, 
Überbauungen, Lademulden, Containern etc. je angefangenen m² und je 
angefangene Woche 

 
 
 

11. in der Zone 1 EURO  2,30 

12. in der Zone 2 EURO  1,60 

13. mindestens jedoch pro Baustelleneinrichtung und je angefangene Woche EURO 14,80 

14. Lagerung von Baustoffen, Schutt, Aufstellung von Baugerüsten und Baugeräten, 
Überbauungen, Lademulden, Containern etc. in gebührenpflichtigen Kurzparkzonen 
je angefangenen Kurzparkzonenstellplatz und je Tag 

 
 
EURO   3,70 

15. mindestens jedoch pro Baustelleneinrichtung in gebührenpflichtigen Kurzparkzonen EURO 14,80 

   

20. SONSTIGE NUTZUNG ÖFFENTLICHEN GEMEINDEGRUNDES  

21. 
 

22. 
 

21-1. 

Zur gewerblichen Nutzung für Lager, Arbeits- und Betriebszwecke je angefangenem 
m² und pro Jahr 
Zur gewerblichen Nutzung für Lager, Arbeits- und Betriebszwecke je angefangenem 
m² und pro Monat  
mindestens jedoch pro Gebrauchnahme  

 
EURO  6,40 
 
EURO   0,50 
EURO 63,60 

23. 
 

24. 
 

23-1. 

Zur privaten Nutzung für Lager- und Arbeitszwecke  
je angefangenem m² und pro Jahr. 
Zur privaten Nutzung für Lager- und Arbeitszwecke  
je angefangenem m² und pro Monat 
mindestens jedoch pro Gebrauchnahme. 

 
EURO   1,30 
 
EURO    0,10 
EURO  37,10 

25. 
 

25-1. 
 

Aufstellung zur Verfügung Stellung von CarSharing/Ruftaxi Fahrzeugen in der 
Kurzparkzone pro Stellplatz pro Tag 
Aufstellung zur Verfügung Stellung von CarSharing Fahrzeugen außerhalb KPZ pro 
Stellplatz pro Tag 

 
EURO 3,70 
 
EURO 1,10 

26. 
 

26-1. 
 

Aufstellung von Fahrzeugen zum E-Laden auf Kurzparkzone (mit Werbung) 
pro Stellplatz pro Tag 
Aufstellung von Fahrzeugen zum E-Laden außerhalb KPZ (mit Werbung) pro 
Stellplatz pro Tag 
Aufstellung von Fahrzeugen zum E-Laden ohne Werbung 

 
EURO 3,70 
 
EURO 1,30 
befreit 

27. 
27-1. 

Gewerbliche Aufstellung von E-Bikes pro Stk pro Jahr 
Gewerbliche Aufstellung von E-Bikes pro Stk pro Monat 

EURO 6,40 
EURO   0,50 

28. 
28-1 

Gewerbliche Aufstellung von E-Scooter pro Stk pro Jahr 
Gewerbliche Aufstellung von E-Scooter pro Stk pro Monat 

EURO  3,20 
EURO  0,30 

   

30. SCHILDER  

31. Für nicht hinterleuchtete Aufschriften und Ankündigungen in Form von 
Flachschildern, Buchstaben, Firmenzeichen und ähnlichen Hinweisen, 
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ausgenommen Fahrplan und Haltestellenschilder von dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Unternehmungen, je angefangenen m² Gesamtfläche (umschriebene 
Ansichtsfläche Schilder/Jahr 

 
 
befreit 

32. Schilder/Monat befreit 
 

   

40. LICHTANLAGEN  

41. Glühlampenketten, Leuchtröhren mit vorwiegender Längenausdehnung wie 
Lichtleisten, Lichtbandumrahmungen und ähnlichem je angefangenen Längenmeter 
pro Jahr. 

 
 
befreit 

42. Leuchten mit Längenausdehnung /Monat befreit 

43. Leuchtende Ankündigungen (Leuchtreklame, hinterleuchtete Schilder) je 
angefangenen m² Gesamtfläche (umschriebene Ansichtsfläche) pro Jahr 

 
befreit 
 

44. Leuchtende Ankündigung/Monat befreit 

   

50. SCHAUKÄSTEN  

51. Für an Mauern, Zäunen und dergleichen gesondert angebrachte Schaukästen und 
Vitrinen, je angefangenem m² Schaufläche pro Jahr 

 
EURO 22,40 

52. Schaukästen/je angefangene m2 pro Monat EURO   1,90 

53. City-Light-Posters und alle Arten von digitalen Werbeanlagen (für Fremdwerbung) 
je angefangenem m² Schaufläche pro Monat 

 
EURO 16,70 

   

60. GESCHÄFTSEINRICHTUNGEN  

 Aufstellung von Tischen und Stühlen vor Gastbetrieben (Schanigärten) je 
angefangenem m² Grundfläche und je angefangenem Monat  

 

61. in der Zone 1. EURO 5,70 

62. in der Zone 2. EURO 2,40 

 Ausstellungen von Waren aller Art zu Verkaufszwecken (Warenausräumungen, 
Warenaushängungen, Aufstellungen) je angefangenem m² Fläche und je 
angefangenem Monat 

 

63. in der Zone 1. EURO 10,90 

64. in der Zone 2. EURO   6,70 

65. Aufstellungen (Warenausräumungen) in Form von Puppen sowie von Behältern zur 
Lagerung oder Aufbewahrung von Sachen vor Geschäftslokalen je angefangenem 
m² Grundfläche und je angefangenem Monat.. 

 
EURO  3,00 

66. Raucherstehtische mit Sitzhockern vor Gastbetrieben je angefangenem Monat und 
je Tisch 

 
EURO 12,20 

   

70. PLAKATWERBUNG  

71. Ankündigungstafeln zu wirtschaftlichen Werbezwecken, mittels Bogenanschlages 
auf Holzverschalungen, an Hausmauern, Bauplanken und ähnlichem (Plakatwände) 
sowie Litfaßsäulen, ausgenommen Projektankündigungen je angefangenem m² 
Werbefläche und je angefangenem Monat. 

 
 
 
EURO 2,20 

72. mind. jedoch für eine Ankündigungseinrichtung je angefangenem Monat EURO 9,80 

   

80. ANKÜNDIGUNGSTAFELN  

81. Nicht ortsfeste Ständer zu Werbezwecken und Ankündigungen aller Art 
(ausgenommen Ankündigungen des Magistrates im Rahmen der Bürgerinformation) 
je Ständer und angefangene Woche 

 
EURO 2,80 
 

 (Betriebe mit Ausschank- und Verabreichungsrechten, die keine Warenausräumung 
aufgestellt haben, können zur Präsentation aktueller Tagesangebote – Speisen & 
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Getränke – eine Ankündigungstafel unmittelbar beim eigenen Geschäftsportal 
aufstellen.)                                                                                                                                 

 
befreit 

82. für jeden nicht genehmigten aufgestellten Werbeständer werden dem jeweiligen 
Verantwortlichen je Woche in Rechnung gestellt . 

 
EURO 9,80 

83. Ortsfeste Sammelreklameständer und Sammelhinweistafeln für die Anbringung je 
Einzelankündigung pro Jahr 

 
EURO 11,20 

84. Ortsfeste Sammelreklameständer und Sammelhinweistafeln für die Anbringung je 
Einzelankündigung pro Monat 

 
EURO 0,90 
 

85. Aufstellung von Ständern für Ankündigungen politischen Inhalts (wie für Wahlen, 
Volksbegehren, Volksabstimmung, und dgl.) je Ständer und angefangenem Monat 

 
EURO 1,90 

   

90. SPRUCHBÄNDER  

91. Spruchbänder und Transparente aller Art je Einrichtung und angefangene Woche EURO 21,00 

   

100. VERSORGUNGSEINRICHTUNGEN  

101. Ober- und unterirdische Leitungen (Drähte, Kabel, Rohre, Kanäle und Rohrkanäle 
und dgl.) mit Ausnahme jener Einrichtungen und Anschlüsse, die der 
Wasserversorgung  und der Abwasserbeseitigung sowie (gemäß §§ 32 bis 46 der 
Kärntner Landesabgabenordnung) gemeinnützigen 
Wärmeversorgungseinrichtungen und Leitungen die der Grundversorgung (Strom, 
Telekommunikation) dienen je angefangenem Längenmeter pro Jahr 

 
 
 
 
 
befreit 

102. für eine Anlage jedoch mindestens pro Jahr     befreit 

   

110. SONSTIGER VORÜBERGEHENDER SONDERGEBRAUCH  

 Verkaufs- und Werbeausstellungen, Informations- und Warenstände, 
Wanderunternehmungen sowie Aufbauten für Veranstaltungen (ausgenommen für 
karitative, mildtätige und gemeinnützige oder im allgemeinen Interesse der 
Öffentlichkeit stehende Zwecke, die nicht ausschließlich kommerziellen bzw. 
finanziellen Interessen des Veranstalters dienen) je angefangenem m² pro Tag 

 

111. in der Zone 1 EURO   2,80 

113. in der Zone 2 EURO   1,40 

112. mindestens jedoch je Einrichtung pro Tag Zone 1 EURO  14,00 

114. mindestens jedoch je Einrichtung pro Tag Zone 2 EURO  14,00 

115. Aufstellung von nicht ortsfesten Volksbelustigungsständen aller Art 
(Schaustellerbetriebe, Schießbuden, Karusselle und dgl.) je angefangenem m² pro 
Tag 

 
 
EURO   1,10 

116. Volksbelustigungsstände Mindestverrechnung/Tag EURO 21,00 

116-
1. 

höchstens jedoch je Einrichtung pro Aufstellungsgenehmigung und Monat. EURO 636,00 
 

 Für den Auf- und Abbau von Veranstaltungseinrichtungen werden je Aufbau- und 
Abbautag 20 % des der Tarifordnung entsprechenden Benützungsentgeltes eines 
Veranstaltungstages verrechnet. 

 

117. Auf- und Abbauzeit bei Veranstaltungen Zone 1 (20%)   EURO   0,60 

118. Auf- und Abbauzeit bei Veranstaltungen Zone 2 (20%)    EURO   0,30 

   

120. ZEITUNGSSTÄNDER  

121. Bewegliche Verkaufseinrichtungen für Zeitungen und ähnliches zur 
Selbstbedienung je Vorrichtung pro Jahr 

 
EURO   7,00 

122. Zeitungsständer /Monat EURO   0,60 

123. Zeitungsdispenser zur Selbstbedienung je Vorrichtung pro Jahr EURO 56,00 

124. Zeitungsdispenser/Monat EURO   4,70 
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130. FAHNEN  

131. Fahnen (Werbefähnchen, Eisfähnchen, Wimpel etc.) bis zu einem Ausmaß von 1m² 
je Vorrichtung pro Jahr. 

 
befreit 

133. Fahnen mit oder ohne Masten im Ausmaß von über 1m² je Vorrichtung pro Jahr.  befreit 

   

140. AUTOMATEN  

 Automaten aller Art, freistehend oder an Gebäuden, Mauern, Einfriedungen und 
dgl. angebracht 

 

141. bis zu einer Breite von 50 cm je Einrichtung und Einwurfstelle pro Monat.  EURO   10,50 

142. bei Überschreiten dieses Ausmaßes pro Einrichtung und Einwurfstelle pro Monat.  EURO   17,50 

   

150. SONSTIGE VERKAUFSEINRICHTUNGEN  

151. Standortungebundene, transportable, nicht nur tageweise aufgestellte 
Verkaufseinrichtungen, je angefangenem m² und je angefangenem Monat.  

 
EURO 21,00 

152 je Einrichtung und angefangenem Monat jedoch mindestens. EURO 35,00 

153. Standortgebundene Kioske, Verkaufswägen und sonstige geschlossene 
Verkaufseinrichtungen je angefangenem m² und je angefangenem Jahr. 

 
EURO 84,00 

154 Standortgebundene Verkaufseinrichtung/Monat  EURO   7,00 

   

160. ZÄUNE  

 Für Zäune und Einfriedungen, soweit sie nicht unter Tarifpost 10 fallen  

161. je angefangenem Längenmeter pro Jahr EURO   2,00 

162 je angefangenem Längenmeter pro Monat EURO   0,20 

163 je Anlage jedoch mindestens pro Jahr EURO 12,40 

   

170. GROSSVERANSTALTUNGEN  

171 Bei Großveranstaltungen (Villacher Fasching, Villacher Kirchtag etc.) je 
angefangenem m² bewilligter Veranstaltungsfläche inkl. Verkehrs- und Freiflächen 
je Veranstaltungstag.. 

 
 
EURO 0,20 

172 Für den Auf- und Abbau von Veranstaltungseinrichtungen werden je Aufbau- und 
Abbautag 20 % des der Tarifordnung entsprechenden Benützungsentgeltes eines 
Veranstaltungstages verrechnet. 

 
 
EURO 0,03 

   

180. PAUSCHALE STRAFGEBÜHR  

181. Für konsenslose oder konsensüberschreitende Inanspruchnahme von öffentlichem 
Gut oder Privatgrund der Stadt Villach je Anlassfall zusätzlich zu den, zu 
verrechnenden Tarifen. 

 
 
EURO 106,00 
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Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A - AG/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher 
Abfallgebührenverordnung 

 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Auf Grund des Antrages des zuständigen Stadtsenatsmitgliedes und des Amtsvortrages der 
GG5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022, wurde für die Bereitstellung und für 
die Benützung der Gemeindeeinrichtungen eine Anpassung der Abfallgebühren wie folgt 
 

inkl. 10% 
USt.

exkl. 10% 
USt.

inkl. 10% 
USt.

exkl. 10% 
USt.

Bereitstellungsgebühr 
Hausmüll inkl. Biotonne

pro 
Einheitszahl

128,00 116,36 138,50 125,91

Bereitstellungsgebühr 
Hausmüll ohne Biotonne

pro 
Einheitszahl

108,80 98,91 117,50 106,82

Entsorgungsgebühr 
Hausmüll inkl. Biotonne

pro 
Entleerung

3,83 3,48 4,15 3,77

Entsorgungsgebühr 
Hausmüll ohne Biotonne

pro 
Entleerung

3,25 2,95 3,51 3,19

Tarif bisher Tarif NEU ab 01.01.2023

 
beantragt. 
 
Die Gebührenanpassung liegt mit durchschnittlich 8% unter der hohen allgemeinen 
Teuerung von zumindest 10%. Die Anpassung ist für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
der Gemeindeversorgungsanlage unbedingt notwendig. 
 
Die in Geltung stehende Verordnung des Gemeinderates der Stadt Villach vom 3. Dezember 
2021, Zahl: 3/A – AG/1/2021, mit der für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen zur 
Entsorgung von Abfällen und der Umweltberatung Abfallgebühren ausgeschrieben werden, 
ist daher im Sinne des Amtsvortrages der GG 5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 
2022 anzupassen und der Gebührensatz entsprechend abzuändern. 
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Er ergeht daher der 

Antrag, 
 

der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der 
Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, betreffend die Ausschreibung von Gebühren für die 
Benützung von Gemeindeeinrichtungen zur Entsorgung von Abfällen und die Umwelt-
beratung (Abfallgebührenverordnung), wird in Form der Beilage zugestimmt.“ 
 
 

Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 
   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:23

albegue
15.11.2022, 07:59
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - AG/1/2022, 
mit der Gebühren für die Entsorgung von Abfällen und die Umweltberatung 
(Abfallgebührenverordnung) ausgeschrieben werden. 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 
Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl.Nr. 80/2020, sowie §§ 55 und 56 der Kärntner Abfallwirtschaftsordnung 2004 –  
K-AWO, LGBl.Nr. 17/2004, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 83/2020, wird 
verordnet: 
 
§ 1 
Abfallgebühren 
 
(1) Für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen zur Entsorgung von Abfällen und 

der Umweltberatung werden Abfallgebühren nach den Bestimmungen der Kärnt-
ner Abfallwirtschaftsordnung 2004, K-AWO, ausgeschrieben. 
 

(2) Die Abfallgebühren werden geteilt ausgeschrieben. Als Bereitstellungsgebühr für 
die Bereitstellung der Einrichtungen zur Entsorgung der Abfälle und der Umwelt-
beratung und für die Möglichkeit ihrer Benützung bzw. Inanspruchnahme einer-
seits und als Entsorgungsgebühr für die tatsächliche Inanspruchnahme der Ein-
richtungen andererseits. 
 

(3) Werden als Müllbehälter Müllsäcke vorgesehen, so gilt als Müllbehälter die jähr-
lich erforderliche Zahl an Müllsäcken. 

 
  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - AG/1/2022 
  
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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§ 2 
Abgabenschuldner 
 
 (1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für welche 

Einrichtungen und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen bereitgestellt werden. 
Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des 
Bauwerkes, im Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner 
der Abfallgebühren. Miteigentümer schulden die Abfallgebühr zur ungeteilten 
Hand. 
 

(2) Die Gebührenschuld geht im Falle eines Eigentumsüberganges eines Grundstü-
ckes auf den neuen Eigentümer über. Der neue Eigentümer eines Grundstückes 
haftet mit dem Abgabenschuldner zur ungeteilten Hand für die Abfallgebühren, 
die für die Zeit von einem Jahr vor dem Wechsel im Eigentum zu entrichten wa-
ren. 

 
§ 3 
Müllbehälter und Gebührensatz 
 
(1) Für die aufgestellten Müllbehälter im Stadtgebiet werden eine Bereitstellungs- und 

eine Entsorgungsgebühr getrennt nach Eigenkompostierung und Biomüllabfuhr 
verrechnet (jeweils inkl. 10% USt). 

  
(2) Die Höhe der Bereitstellungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Ein-

heitszahl gemäß § 8 der Abfuhrordnung der Stadt Villach mit dem Gebührensatz. 
Die Höhe der Entsorgungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Anzahl 
der Entleerungen mit dem Gebührensatz. 

 
§ 4 
Ausmaß 
 
(1) Bereitstellungsgebühr: 

Der Gebührensatz für Hausmüll inkl. Biotonne wird  
mit € 138,50 pro Einheitszahl, inkl. 10% USt. (d.s. € 125,91 exkl. USt.), und 

der Gebührensatz für Hausmüll ohne Biotonne  
mit € 117,50 pro Einheitszahl, inkl. 10% USt. (d.s. € 106,82 exkl. USt.),  

jährlich festgesetzt. 
  
(2) Entsorgungsgebühr: 

Der Gebührensatz für Hausmüll inkl. Biotonne wird 
mit € 4,15 pro Entleerung, inkl. 10% USt. (d.s. € 3,77 exkl. USt.), und 

der Gebührensatz für Hausmüll ohne Biotonne  
mit € 3,51 pro Entleerung, inkl. 10% USt. (d.s. € 3,19 exkl. USt.),  
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festgesetzt und ist dieser entsprechend den Müllbehältergrößen mit einem Faktor 
zu vervielfachen. 

 
 120 Liter-Müllbehälter Faktor 1 
 Müllsack Faktor 1 
 240 Liter-Müllbehälter Faktor 2 
 1.100 Liter Müllbehälter Faktor 9 
 
§ 5 
Fälligkeit 
 
Die Abfallgebühr ist an jedem 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. zu je einem Viertel des 
jährlichen Betrages fällig. 
 
§ 6 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 7 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A - AG/1/2021, betreffend die Aus-
schreibung von Gebühren für die Entsorgung von Abfällen und die Umweltbe-
ratung (Abfallgebührenverordnung), außer Kraft. 

 
    
Der Bürgermeister 
 
 
 
Günther Albel 
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - 
AG/1/20212022, 
mit der Gebühren für die Entsorgung von Abfällen und die Umweltberatung 
(Abfallgebührenverordnung) ausgeschrieben werden. 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 
Villacher Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl.Nr. 80/2020, sowie §§ 55 und 56 der Kärntner Abfallwirtschaftsordnung 
2004 –  
K-AWO, LGBl.Nr. 17/2004, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl.Nr. 85/201383/2020, wird verordnet: 
 
§ 1 
Abfallgebühren 
 
(1) Für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen zur Entsorgung von Abfällen und 

der Umweltberatung werden Abfallgebühren nach den Bestimmungen der Kärnt-
ner Abfallwirtschaftsordnung 2004, K-AWO, ausgeschrieben. 
 

(2) Die Abfallgebühren werden geteilt ausgeschrieben. Als Bereitstellungsgebühr für 
die Bereitstellung der Einrichtungen zur Entsorgung der Abfälle und der Umwelt-
beratung und für die Möglichkeit ihrer Benützung bzw. Inanspruchnahme einer-
seits und als Entsorgungsgebühr für die tatsächliche Inanspruchnahme der Ein-
richtungen andererseits. 
 

(3) Werden als Müllbehälter Müllsäcke vorgesehen, so gilt als Müllbehälter die jähr-
lich erforderliche Zahl an Müllsäcken. 

 
  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - AG/1/20212022 
  
 

Villach, 5. November 202127. Oktober 
2022 
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§ 2 
Abgabenschuldner 
 
 (1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für welche 

Einrichtungen und Anlagen zur Entsorgung von Abfällen bereitgestellt werden. 
Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des 
Bauwerkes, im Falle eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner 
der Abfallgebühren. Miteigentümer schulden die Abfallgebühr zur ungeteilten 
Hand. 
 

(2) Die Gebührenschuld geht im Falle eines Eigentumsüberganges eines Grundstü-
ckes auf den neuen Eigentümer über. Der neue Eigentümer eines Grundstückes 
haftet mit dem Abgabenschuldner zur ungeteilten Hand für die Abfallgebühren, 
die für die Zeit von einem Jahr vor dem Wechsel im Eigentum zu entrichten wa-
ren. 

 
§ 3 
Müllbehälter und Gebührensatz 
 
(1) Für die aufgestellten Müllbehälter im Stadtgebiet werden eine Bereitstellungs- und 

eine Entsorgungsgebühr getrennt nach Eigenkompostierung und Biomüllabfuhr 
verrechnet (jeweils inkl. 10% USt). 

  
(2) Die Höhe der Bereitstellungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Ein-

heitszahl gemäß § 8 der Abfuhrordnung der Stadt Villach mit dem Gebührensatz. 
Die Höhe der Entsorgungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Anzahl 
der Entleerungen mit dem Gebührensatz. 

 
§ 4 
Ausmaß 
 
(1) Bereitstellungsgebühr: 

Der Gebührensatz für Hausmüll inkl. Biotonne wird  
mit € 128,00138,50 pro Einheitszahl, inkl. 10% USt. (d.s. € 116,36125,91 exkl. 
USt.), und 

der Gebührensatz für Hausmüll ohne Biotonne  
mit € 108,80117,50 pro Einheitszahl, inkl. 10% USt. (d.s. € 98,91106,82 exkl. 
USt.),  

jährlich festgesetzt. 
  
(2) Entsorgungsgebühr: 

Der Gebührensatz für Hausmüll inkl. Biotonne wird 
mit € 3,834,15 pro Entleerung, inkl. 10% USt. (d.s. € 3,4877 exkl. USt.), und 

der Gebührensatz für Hausmüll ohne Biotonne  
mit € 3,2551 pro Entleerung, inkl. 10% USt. (d.s. € 2,953,19 exkl. USt.),  
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festgesetzt und ist dieser entsprechend den Müllbehältergrößen mit einem Faktor 
zu vervielfachen. 

 
 120 Liter-Müllbehälter Faktor 1 
 Müllsack Faktor 1 
 240 Liter-Müllbehälter Faktor 2 
 1.100 Liter Müllbehälter Faktor 9 
 
§ 5 
Fälligkeit 
 
Die Abfallgebühr ist an jedem 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. zu je einem Viertel des 
jährlichen Betrages fällig. 
 
§ 6 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 7 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 23. Jänner 20173. Dezember 2021, Zahl: 3/A - AG/1/20172021, 
betreffend die Ausschreibung von Gebühren für die Entsorgung von Abfällen und 
die Umweltberatung (Abfallgebührenverordnung), außer Kraft. 

 
    
Der Bürgermeister 
 
 
 
Günther Albel 
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Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A - KBG/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher 
Kanalgebührenverordnung 

 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Auf Grund des Antrages des zuständigen Stadtsenatsmitgliedes und des Amtsvortra-
ges des Betriebes Abwasser vom 20. Oktober 2022, wurde die Anpassung der Kanal-
gebühr für die Benützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im Gebiet der Stadt 
Villach pro Bewertungseinheit von derzeit € 252,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 229,09 exkl. 
USt.),  
 
mit Wirkung 1. Jänner 2023 auf € 273,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 248,18 exkl. USt.), 
 
beantragt. 
 
Die Gebührenanpassung liegt mit durchschnittlich 8% unter der hohen allgemeinen 
Teuerung von zumindest 10%. Die Anpassung ist für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
der Gemeindeversorgungsanlagen unbedingt notwendig. 
 
Die in Geltung stehende Verordnung des Gemeinderates der Stadt Villach vom 
3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – KBG/1/2021, mit der die Kanalgebühren für die Be-
nützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im Gebiet der Stadt Villach ausge-
schrieben werden, ist daher im Sinne des Amtsvortrages des Betriebes Abwasser vom 
20. Oktober 2022 anzupassen und der Gebührensatz entsprechend abzuändern. 
 
 
Er ergeht daher der 
 

Antrag, 
 

 
der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der  
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Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, mit der Kanalgebühren für die Benützung der öffentlichen  
Kanalisationsanlagen im Gebiet der Stadt Villach ausgeschrieben werden, wird in Form der 
Beilage zugestimmt. Der Beschluss des Gemeinderates vom 3.12.2021 wird hinsichtlich der 
Tariffestlegung und Indexierung der Tarife ab 1.1.2023 und 1.1.2024 aufgehoben und durch 
diesen Beschluss ersetzt.“ 
 
 
Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 

   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:28

albegue
15.11.2022, 07:58
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - KBG/1/2022, 
mit der Kanalgebühren ausgeschrieben werden (Kanalgebührenverordnung). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 
Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl.Nr. 80/2020, sowie §§ 24 und 25 des Kärntner Gemeindekanalisationsgesetzes, K-
GKG, LGBl.Nr. 62/1999, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 36/2022, wird 
verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 
Für die Benützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im Gebiet der Stadt Villach 
werden Kanalgebühren nach den Bestimmungen des Kärntner Gemeindekanalisa-
tionsgesetzes, K-GKG, ausgeschrieben. 
 
§ 2 
Abgabengegenstand 
 
(1) Die Kanalgebühr ist für die Benützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im 

Gebiet der Stadt Villach zu entrichten. Für Straßen mit öffentlichem Verkehr ist 
eine Kanalgebühr nicht zu entrichten. 

  
(2) Die Höhe der Kanalgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Summe der 

Bewertungseinheiten, die nach den in der Anlage zum Kärntner 
Gemeindekanalisationsgesetz, K-GKG, enthaltenen Ansätzen zu ermitteln sind, 
des an die Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstückes mit dem 
Gebührensatz. 

 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - KBG/1/2022 
  
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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§ 3 
Ausmaß 
 
Der Gebührensatz wird pro Bewertungseinheit mit € 273,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 248,18 
exkl. USt.), festgesetzt. 
 
§ 4 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Kanalgebühr sind die Eigentümer des Gebäudes oder der befestigten 
Flächen verpflichtet.  
 
§ 5 
Fälligkeit 
 
(1) Die Kanalgebühr ist an jedem 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 

zu je einem Viertel des jährlichen Betrages fällig. 
  
(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalgebühr beginnt mit dem, dem 

tatsächlichen Anschluss an die Kanalisationsanlage nachfolgenden 15. eines 
Monates. An dem diesem Zeitpunkt folgenden Fälligkeitstermin ist je Monat ein 
Zwölftel der jährlichen Kanalgebühr zu entrichten. 

 
§ 6 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene 
Bezeichnungen nur in männlicher oder nur in weiblicher Form verwendet werden, 
umfassen diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 7 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – KBG/1/2021, mit der 
Kanalgebühren ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Günther Albel 
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - 
KBG/1/20212022, 
mit der Kanalgebühren ausgeschrieben werden (Kanalgebührenverordnung). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 
Villacher Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl.Nr. 80/2020, sowie §§ 24 und 25 des Kärntner 
Gemeindekanalisationsgesetzes, K-GKG, LGBl.Nr. 62/1999, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl.Nr. 85/201336/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 
Für die Benützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im Gebiet der Stadt Villach 
werden Kanalgebühren nach den Bestimmungen des Kärntner Gemeindekanalisa-
tionsgesetzes, K-GKG, ausgeschrieben. 
 
§ 2 
Abgabengegenstand 
 
(1) Die Kanalgebühr ist für die Benützung der öffentlichen Kanalisationsanlagen im 

Gebiet der Stadt Villach zu entrichten. Für Straßen mit öffentlichem Verkehr ist 
eine Kanalgebühr nicht zu entrichten. 

  
(2) Die Höhe der Kanalgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der Summe der 

Bewertungseinheiten, die nach den in der Anlage zum Kärntner 
Gemeindekanalisationsgesetz, K-GKG, enthaltenen Ansätzen zu ermitteln sind, 
des an die Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstückes mit dem 
Gebührensatz. 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - KBG/1/20212022 
  
 

Villach, 5. November 202127. Oktober 
2022 
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§ 3 
Ausmaß 
 
Der Gebührensatz wird pro Bewertungseinheit mit Wirkung 01. Jänner 2022 mit € 252€ 

273,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 229,09248,18 exkl. USt.),  
mit Wirkung 01. Jänner 2023 mit € 257,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 233,64 exkl. USt.), 
mit Wirkung 01. Jänner 2024 mit € 262,20 inkl. 10% USt. (d.s. € 238,36 exkl. USt.), 
festgesetzt. 
 
§ 4 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Kanalgebühr sind die Eigentümer des Gebäudes oder der befestigten 
Flächen verpflichtet.  
 
§ 5 
Fälligkeit 
 
(1) Die Kanalgebühr ist an jedem 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 

zu je einem Viertel des jährlichen Betrages fällig. 
  
(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Kanalgebühr beginnt mit dem, dem 

tatsächlichen Anschluss an die Kanalisationsanlage nachfolgenden 15. eines 
Monates. An dem diesem Zeitpunkt folgenden Fälligkeitstermin ist je Monat ein 
Zwölftel der jährlichen Kanalgebühr zu entrichten. 

 
§ 6 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene 
Bezeichnungen nur in männlicher oder nur in weiblicher Form verwendet werden, 
umfassen diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 7 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 103. Dezember 20102021, Zahl: 3/A – KGKBG/1/20112021, mit 
der Kanalgebühren ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
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Günther Albel 
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Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A-PG/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher Kurzparkzonen-
gebührenverordnung 

 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Mit Beginn des Jahres 2022 wurde für die Inhaber:innen einer Ausnahmebewilligung, 
die zum Dauerparken in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone berechtigt, die Ent-
richtung einer pauschalierten Kurzparkzonengebühr eingeführt. 
 
Im Zuge der Abarbeitung von Ausnahmebewilligungen hat sich herausgestellt, dass sich die 
Zone Villach Nord und Villach Süd für die Erteilung von Anwohnerparkberechtigungen gering-
fügig von der gebührenpflichtigen Kurzparkzone unterscheidet. 
Konkret bedeutet das, dass für Bewohner:innen einzelner Objekte grundsätzlich die Berechti-
gung zum Parken in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone mittels Ausnahmebewilligung be-
steht, diese jedoch außerhalb der aktuell verordneten gebührenpflichtigen Kurzparkzone woh-
nen. 
 
Um eine Gleichbehandlung aller Bürger:innen zu erlangen, war die Verordnung in Form der 
Beilage entsprechend abzuändern und an die Anwohnerparkberechtigungszonen Villach Nord 
und Villach Süd anzupassen. 
 
Im Zuge einer bürgerfreundlichen Antragstellung wurde neben einer 12-monatigen Ausnahme-
bewilligung auch eine 24-monatige Ausnahmebewilligung geschaffen. Durch diese Anpassung 
war auch die Geltungsdauer der pauschalierten Kurzparkzonengebühr entsprechend anzuglei-
chen. 
 
Mit dieser Änderung der Kurzparkzonengebührenverordnung erfolgt keine Erhöhung der Park-
gebühren. 
 
Er ergeht daher der 

Antrag, 
 

der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der  
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Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, mit der Parkgebühren für das Abstellen von mehrspurigen 
Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen im Stadtgebiet von Villach vorgeschrieben werden, wird in 
Form der Beilage zugestimmt.“ 
 
Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 

   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:45

albegue
15.11.2022, 07:57
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VERORDNUNG 

 

 

des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - PG/1/2022,  

mit der die Einhebung von Parkgebühren in Kurzparkzonen ausgeschrieben wird 

(Kurzparkzonengebührenverordnung). 

 

Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 

116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 

Stadtrechtes 1998 – K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Geset-

zes LGBl.Nr. 80/2020 und gemäß den Bestimmungen des Kärntner Parkraum- und Stra-

ßenaufsichtsgesetzes - K-PStG, LGBl.Nr. 55/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 

LGBl.Nr. 29/2020, wird verordnet: 

 

§ 1 

Ausschreibung 

 

Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 der Stra-

ßenverkehrsordnung 1960 – StVO. 1960) oder in Teilen von solchen, wird für die nach 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zulässige Parkdauer, die Entrichtung einer Park-

gebühr von der Stadt Villach ausgeschrieben. 

 

§ 2 

Festlegung der Zone für gebührenpflichtiges Parken 

 

Gemäß der Verordnung des Stadtsenates der Stadt Villach vom 10. April 2019 (Kurz-

parkzonenverordnung) wird laut Plan des Magistrates Villach, Stadt- und Verkehrspla-

nung, vom 6. Juni 2011 (Plan Nr. 2367), letzte Änderung: März 2019, der einen inte-

grierenden Bestandteil der gegenständlichen Verordnung bildet, die darauf dargestellte 

Zone der Villacher Innenstadt zur Kurzparkzone bestimmt. 

  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - PG/1/2022 
 
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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§ 3 

Höhe der Parkgebühr 

 

(1) Die Parkgebühr beträgt für jede halbe Stunde Abstelldauer EUR 0,60 (60 Cent). Die 

Gesamtabstelldauer darf insgesamt 180 Minuten nicht überschreiten. 

 

(2) Die Gebührenpflicht besteht innerhalb der gemäß § 2 beschriebenen Zone an Werk-

tagen von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00 - 18.00 Uhr und am Freitag  

von 8.00 bis 12.00 Uhr. 

 

(3) Die Entrichtung der Parkgebühr erfolgt durch Einwerfen der entsprechenden Beträge 

in den Parkautomaten, oder durch Abbuchung von Bonuspunkten von der Villacher 

City-Bonuskarte an den Parkscheinautomaten, oder mit Debit- und Kreditkarten (Maest-

ro, VISA, Mastercard), oder mittels Mobiltelefon (Handyparken).   

 

§ 4 

Abgabenschuldner 

 

(1) Jeder, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug, das nicht unter die Ausnahmebestim-

mungen fällt, in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone für mehr als zwanzig Minuten 

abstellt, ist zur Entrichtung der Parkgebühr verpflichtet, und zwar nach dem Ablauf 

der zwanzig Minuten, wobei die höchstzulässige Gesamtabstelldauer von 180 Minuten 

nicht überschritten werden darf. 

 

(2) Der tatsächliche Zeitpunkt des Beginns des Abstellvorganges ist im Fahrzeug deutlich 

sichtbar zu machen 

 

(3) Wird ein Kraftfahrzeug gebührenpflichtig abgestellt, ohne dass die erforderliche Ab-

gabe entrichtet wurde, ist der Zulassungsbesitzer und jede Person, der das Kraft-

fahrzeug vom Zulassungsbesitzer überlassen wurde, verpflichtet, der Behörde auf 

Verlangen Auskunft zu erteilen, von wem das Kraftfahrzeug im fraglichen Zeitpunkt 

benutzt wurde. 

 

§ 5 

Pauschalierte Kurzparkzonengebühr 

 

Inhaber einer Ausnahmebewilligung gemäß § 45 Abs. 4 der Straßenverkehrsordnung 1960 

sind zur Entrichtung einer pauschalierten Kurzparkzonengebühr nach Maßgabe der fol-

genden Absätze verpflichtet: 

 

(1) Inhaber von Berechtigungen zum Dauerparken in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone, wenn der Antragsteller innerhalb der für die Erteilung einer 

Ausnahmebewilligung geltenden Zone - Villach Nord oder Villach Süd (nicht 

Zone Hausergasse) - wohnt und dort auch den Mittelpunkt seiner Lebensinte-
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ressen hat und ein persönliches Interesse nachweist, in der Nähe dieses 

Wohnsitzes zu parken,   

a) und Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist,  

oder 

b) nachweist, dass ihm ein arbeitgebereigenes oder von seinem Arbeitgeber 

geleastes Kraftfahrzeug auch zur Privatnutzung überlassen wird. 

 

(2) Die Geltungsdauer der pauschalierten Kurzparkzonengebühr beträgt 12 oder 

24 Monate. Beginn und Ende entsprechen der Geltungsdauer der Ausnahme-

bewilligung nach den Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung. 

 

(3) Die Höhe der pauschalierten Kurzparkzonengebühr beträgt € 6,25 pro Monat 

und ist gleichzeitig mit Erteilung der Ausnahmebewilligung vorzuschreiben. 

 

(4) Die pauschalierte Kurzparkzonengebühr gemäß Abs. 1 gilt nur für jenes Ge-

biet als entrichtet, für welches dem Abgabenschuldner die Ausnahmebewilli-

gung erteilt wurde. 

 

(5) Treten nachträglich Umstände ein, durch die der Abgabenschuldner auf Dauer 

gehindert wird, von seiner Ausnahmebewilligung Gebrauch zu machen, so ist  

a) im Falle eines Wechsels des in der Ausnahmebewilligung bezeichneten 

mehrspurigen Kraftfahrzeuges der entsprechende Anteil an der bereits 

gemäß Abs.1, 2 und 3 entrichteten Abgabe für künftige gleichartige Ab-

gabenschuldigkeiten anzurechnen; 

b) im Falle der vorzeitigen Rücknahme oder Rückgabe der Ausnahmebewil-

ligung ist auf Antrag des Abgabenschuldners der entsprechende an der 

bereits gemäß Abs. 1, 2 und 3 entrichteten Abgabe rückzuerstatten. An-

gefangene Kalendermonate werden bei der Rückerstattung nicht berück-

sichtigt. 

 

§ 6 

Befreiungen 

 

Von der Entrichtung einer Parkgebühr ausgenommen sind: 

 

a) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen Dienst gemäß §§ 26 und 26 a StVO. 

1960; 

b) Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr gemäß § 27 StVO. 1960; 

c) Fahrzeuge, die von Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt wer-

den, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5 StVO. 1960 ge-

kennzeichnet sind; 

d) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt 

zur Durchführung solcher Pflege gelenkt werden, wenn sie beim Abstellen mit einer 

Tafel gemäß § 24 Abs. 5a StVO. 1960 gekennzeichnet sind; 
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e) Fahrzeuge, die von Inhabern eines Parkausweises für Behinderte gemäß § 29 b 

StVO. 1960 abgestellt oder in denen solche Personen befördert werden, sofern die 

Fahrzeuge beim Abstellen mit diesem Ausweis gekennzeichnet sind; 

f) Fahrzeuge, die für den Bund, eine andere Gebietskörperschaft oder einen Gemeinde-

verband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen; 

g) Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder 

für die Dauer der Durchführung einer Ladetätigkeit halten; 

h) Fahrzeuge von Bewilligungsinhabern nach § 45 Abs. 4 und 4a der StVO. 1960, die 

bewilligungsgemäß abgestellt sind; 

i) Elektrofahrzeuge, mit einem amtlichen österreichischen Kennzeichen für E-Autos in 

grüner Schrift, oder die als solche mittels eines Aufklebers, der bei der Stadt Villach 

erhältlich ist, deutlich gekennzeichnet sind; 

j) Fahrzeuge, die von Personen im Rahmen eines ambulanten Pflege- und Betreu-

ungsdienstes bei einer Fahrt zur Durchführung einer Hauskrankenpflege, Hauskran-

kenhilfe und Heimhilfe im dienstlichen Auftrag eines mobilen sozialen Pflegedienstes, 

der sich in einem Vertragsverhältnis zum Land Kärnten befindet, selbst gelenkt wer-

den, sofern die Fahrzeuge mit der von der Stadt Villach auf Antrag ausgestellten Hin-

weistafel deutlich gekennzeichnet sind; 

 

§ 7 

Kennzeichnung der Gebührenpflicht 

 

Die gebührenpflichtigen Kurzparkzonen werden durch entsprechende Hinweistafeln im 

Sinne des § 52 Z 13 d letzter Satz der StVO. 1960 gekennzeichnet. Die Gebührenpflicht 

tritt mit Zeitpunkt des Anbringens der Hinweistafeln ein. Im Übrigen gelten die Bestim-

mungen des Kärntner Parkraum- und Straßenaufsichtsgesetzes - K-PStG, 

LGBl.Nr. 55/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 29/2020. 

 

§ 8 

Gleichstellungsklausel 

 

Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-

nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 

diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 

Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – PG/3/2021, mit der die Einhebung von 

Parkgebühren in Kurzparkzonen ausgeschrieben wird, außer Kraft. 
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(3) Die Bestimmungen des § 5 Pauschalierte Kurzparkzonengebühr dieser Verordnung 

gelten erst mit dem Datum der Erteilung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 45 

Abs. 4 StVO 1960 nach dem 1.1.2023. 

 

Der Bürgermeister 

 

 

 

Günther Albel  
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VERORDNUNG 

 

 

des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - 

PG/3/20211/2022,  

mit der die Einhebung von Parkgebühren in Kurzparkzonen ausgeschrieben wird 

(Kurzparkzonengebührenverordnung). 

 

Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 

116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 

Villacher Stadtrechtes 1998 – K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 

Gesetzes LGBl.Nr. 80/2020 und gemäß den Bestimmungen des Kärntner Parkraum- und 

Straßenaufsichtsgesetzes - K-PStG, LGBl.Nr. 55/1996, zuletzt in der Fassung des Geset-

zes LGBl.Nr. 29/2020, wird verordnet: 

 

§ 1 

Ausschreibung 

 

Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 der Stra-

ßenverkehrsordnung 1960 – StVO. 1960) oder in Teilen von solchen, wird für die nach 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zulässige Parkdauer, die Entrichtung einer Park-

gebühr von der Stadt Villach ausgeschrieben. 

 

§ 2 

Festlegung der Zone für gebührenpflichtiges Parken 

 

Gemäß der Verordnung des Stadtsenates der Stadt Villach vom 10. April 2019 (Kurz-

parkzonenverordnung) wird laut Plan des Magistrates Villach, Stadt- und Verkehrspla-

nung, vom 6. Juni 2011 (Plan Nr. 2367), letzte Änderung: März 2019, der einen inte-

grierenden Bestandteil der gegenständlichen Verordnung bildet, die darauf dargestellte 

Zone der Villacher Innenstadt zur Kurzparkzone bestimmt. 

  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - PG/3/20211/2022 
 
 

Villach, 5. November 202127. Oktober 
2022 
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§ 3 

Höhe der Parkgebühr 

 

(1) Die Parkgebühr beträgt für jede halbe Stunde Abstelldauer EUR 0,60 (60 Cent). Die 

Gesamtabstelldauer darf insgesamt 180 Minuten nicht überschreiten. 

 

(2) Die Gebührenpflicht besteht innerhalb der gemäß § 2 beschriebenen Zone an Werk-

tagen von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00 - 18.00 Uhr und am Freitag  

von 8.00 bis 12.00 Uhr. 

 

(3) Die Entrichtung der Parkgebühr erfolgt durch Einwerfen der entsprechenden Beträge 

in den Parkautomaten, oder durch Abbuchung von Bonuspunkten von der Villacher 

City-Bonuskarte an den Parkscheinautomaten, oder mit Debit- und Kreditkarten (Maest-

ro, VISA, Mastercard), oder mittels Mobiltelefon (Handyparken).   

 

§ 4 

Abgabenschuldner 

 

(1) Jeder, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug, das nicht unter die Ausnahmebestim-

mungen fällt, in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone für mehr als zwanzig Minuten 

abstellt, ist zur Entrichtung der Parkgebühr verpflichtet, und zwar nach dem Ablauf 

der zwanzig Minuten, wobei die höchstzulässige Gesamtabstelldauer von 180 Minuten 

nicht überschritten werden darf. 

 

(2) Der tatsächliche Zeitpunkt des Beginns des Abstellvorganges ist im Fahrzeug deutlich 

sichtbar zu machen 

 

(3) Wird ein Kraftfahrzeug gebührenpflichtig abgestellt, ohne dass die erforderliche Ab-

gabe entrichtet wurde, ist der Zulassungsbesitzer und jede Person, der das Kraft-

fahrzeug vom Zulassungsbesitzer überlassen wurde, verpflichtet, der Behörde auf 

Verlangen Auskunft zu erteilen, von wem das Kraftfahrzeug im fraglichen Zeitpunkt 

benutzt wurde. 

 

§ 5 

Pauschalierte Kurzparkzonengebühr 

 

Inhaber einer Ausnahmebewilligung nach den Bestimmungengemäß § 45 Abs. 4 der Stra-

ßenverkehrsordnung 1960 sind zur Entrichtung einer pauschalierten Kurzparkzonenge-

bühr nach Maßgabe der folgenden Absätze verpflichtet: 

 

(1) Inhaber von Berechtigungen zum Dauerparken in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone, wenn gemäß § 45 Abs. 4 StVO 1960 der Antragsteller in dem 

gemäß dieser Verordnung umschriebenen Kurzparkzonengebietder Antrag-

steller innerhalb der für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung geltenden 
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Zone - Villach Nord oder Villach Süd (nicht Zone Hausergasse) - wohnt und 

dort auch den Mittelpunkt seiner Lebensinteressen hat und ein persönliches 

Interesse nachweist, in der Nähe dieses Wohnsitzes zu parken,   

a) und Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeugs ist,  

oder 

b) nachweist, dass ihm ein arbeitgebereigenes oder von seinem Arbeitgeber 

geleastes Kraftfahrzeug auch zur Privatnutzung überlassen wird. 

 

(2) Die Geltungsdauer der pauschalierten Kurzparkzonengebühr beträgt 12 oder 

24 Monate. Beginn und Ende entsprechen der Geltungsdauer der Ausnahme-

bewilligung nach den Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung. 

 

(3) Die Höhe der pauschalierten Kurzparkzonengebühr beträgt € 6,25 pro Monat 

und ist gleichzeitig mit Erteilung der Ausnahmebewilligung vorzuschreiben. 

 

(4) Die pauschalierte Kurzparkzonengebühr gemäß Abs. 1 gilt nur für jenes Ge-

biet als entrichtet, für welches dem Abgabenschuldner die Ausnahmebewilli-

gung erteilt wurde. 

 

(5) Treten nachträglich Umstände ein, durch die der Abgabenschuldner auf Dauer 

gehindert wird, von seiner Ausnahmebewilligung Gebrauch zu machen, so ist  

a) im Falle eines Wechsels des in der Ausnahmebewilligung bezeichneten 

mehrspurigen Kraftfahrzeuges der entsprechende Anteil an der bereits 

gemäß Abs.1, 2 und 3 entrichteten Abgabe für künftige gleichartige Ab-

gabenschuldigkeiten anzurechnen; 

b) im Falle der vorzeitigen Rücknahme oder Rückgabe der Ausnahmebewil-

ligung ist auf Antrag des Abgabenschuldners der entsprechende an der 

bereits gemäß Abs. 1, 2 und 3 entrichteten Abgabe rückzuerstatten. An-

gefangene Kalendermonate werden bei der Rückerstattung nicht berück-

sichtigt. 

 

§ 6 

Befreiungen 

 

Von der Entrichtung einer Parkgebühr ausgenommen sind: 

 

a) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen Dienst gemäß §§ 26 und 26 a StVO. 

1960; 

b) Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr gemäß § 27 StVO. 1960; 

c) Fahrzeuge, die von Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt wer-

den, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5 StVO. 1960 ge-

kennzeichnet sind; 
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d) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt 

zur Durchführung solcher Pflege gelenkt werden, wenn sie beim Abstellen mit einer 

Tafel gemäß § 24 Abs. 5a StVO. 1960 gekennzeichnet sind; 

e) Fahrzeuge, die von Inhabern eines Parkausweises für Behinderte gemäß § 29 b 

StVO. 1960 abgestellt oder in denen solche Personen befördert werden, sofern die 

Fahrzeuge beim Abstellen mit diesem Ausweis gekennzeichnet sind; 

f) Fahrzeuge, die für den Bund, eine andere Gebietskörperschaft oder einen Gemeinde-

verband zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen; 

g) Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder 

für die Dauer der Durchführung einer Ladetätigkeit halten; 

h) Fahrzeuge von Bewilligungsinhabern nach § 45 Abs. 4 und 4a der StVO. 1960, die 

bewilligungsgemäß abgestellt sind; 

i) Elektrofahrzeuge, mit einem amtlichen österreichischen Kennzeichen für E-Autos in 

grüner Schrift, oder die als solche mittels eines Aufklebers, der bei der Stadt Villach 

erhältlich ist, deutlich gekennzeichnet sind; 

j) Fahrzeuge, die von Personen im Rahmen eines ambulanten Pflege- und Betreu-

ungsdienstes bei einer Fahrt zur Durchführung einer Hauskrankenpflege, Hauskran-

kenhilfe und Heimhilfe im dienstlichen Auftrag eines mobilen sozialen Pflegedienstes, 

der sich in einem Vertragsverhältnis zum Land Kärnten befindet, selbst gelenkt wer-

den, sofern die Fahrzeuge mit der von der Stadt Villach auf Antrag ausgestellten Hin-

weistafel deutlich gekennzeichnet sind; 

 

§ 7 

Kennzeichnung der Gebührenpflicht 

 

Die gebührenpflichtigen Kurzparkzonen werden durch entsprechende Hinweistafeln im 

Sinne des § 52 Z 13 d letzter Satz der StVO. 1960 gekennzeichnet. Die Gebührenpflicht 

tritt mit Zeitpunkt des Anbringens der Hinweistafeln ein. Im Übrigen gelten die Bestim-

mungen des Kärntner Parkraum- und Straßenaufsichtsgesetzes - K-PStG, 

LGBl.Nr. 55/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 29/2020. 

 

§ 8 

Gleichstellungsklausel 

 

Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-

nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 

diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
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(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 

Villach vom 21. Jänner3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – PG/23/2021, mit der die Einhe-

bung von Parkgebühren in Kurzparkzonen ausgeschrieben wird, außer Kraft. 

 

(3) Die Bestimmungen des § 5 Pauschalierte Kurzparkzonengebühr dieser Verordnung 

gelten erst mit dem Datum der Erteilung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 45 

Abs. 4 StVO 1960 nach dem 1.1.20222023. 

 

Der Bürgermeister 

 

 

 

Günther Albel  

 





 
 
 

1/2 

Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A-WBG-VI/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher  
Wasserbezugsgebührenverordnung 
Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach 

 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Auf Grund des Antrages des zuständigen Stadtsenatsmitgliedes und des Amtsvortra-
ges der GG5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022, wurde die Anpassung 
der Wasserbezugsgebühr für die Bereitstellung und Benützung der öffentlichen 
Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach von derzeit € 1,59 inkl. 10% USt. 
(d.s. € 1,45 exkl. USt.), pro m³, 
 
mit Wirkung 1. Jänner 2023 auf € 1,72 inkl. 10% USt. (d.s. € 1,56 exkl. USt.), pro m³, 
  
beantragt. 
 
Gleichzeitig wurde die Erhöhung der Bereitstellungsgebühr von  
 

Wasserzählertype (inkl. USt.) (exkl. USt.) (inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)
WZ Q3 4m³/h € 1,74 € 1,58 € 1,88 € 1,71

WZ Q3 10m³/h € 1,85 € 1,68 € 2,00 € 1,82

WZ Q3 16m³/h € 2,57 € 2,34 € 2,78 € 2,53

WZ DN50 € 4,57 € 4,15 € 5,00 € 4,55

WZ DN80 € 6,31 € 5,74 € 6,80 € 6,18

WZ DN100 € 10,80 € 9,82 € 11,70 € 10,64

WZ DN150 € 20,74 € 18,85 € 22,40 € 20,36

Verb.Z. DN50/80 € 22,01 € 20,01 € 23,80 € 21,64

Verb.Z. DN100 € 25,64 € 23,31 € 27,70 € 25,18

Verb.Z. DN150 € 32,59 € 29,63 € 35,20 € 32,00

mit Wirkung 1. Jänner 2023derzeit

 
 
monatlich beantragt. 
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Die Gebührenanpassung liegt mit durchschnittlich 8% unter der hohen allgemeinen 
Teuerung von zumindest 10%. Die Anpassung ist für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
der Gemeindewasserversorgungsanlage unbedingt notwendig. 
 
Die in Geltung stehende Verordnung des Gemeinderates der Stadt Villach vom 
3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WBG-VI/1/2021, betreffend die Ausschreibung von 
Wasserbezugsgebühren für die Bereitstellung und Benützung der öffentlichen 
Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach, ist daher im Sinne des 
Amtsvortrages der GG 5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022 
entsprechend anzupassen. 
 
Er ergeht daher der 

 
Antrag, 

 

der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der 
Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, betreffend die Ausschreibung von Wasserbezugsgebühren für 
die Bereitstellung und Benützung der öffentlichen Gemeindewasserversorgungsanlage der 
Stadt Villach, wird in Form der Beilage zugestimmt. Der Beschluss des Gemeinderates vom 
3.12.2021 wird hinsichtlich der Tariffestlegung und Indexierung der Tarife ab 1.1.2023 und 
1.1.2024 aufgehoben und durch diesen Beschluss ersetzt.“ 
 
 
Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 

   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:40

albegue
15.11.2022, 07:58
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - WBG-
VI/1/2022, mit der Wasserbezugsgebühren für die Bereitstellung und Benützung der 
öffentlichen Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach ausgeschrieben 
werden (Wasserbezugsgebührenverordnung Villach). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. -
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 
Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBL. Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 80/2020 und gemäß §§ 23 und 24 des Kärntner Gemeindewasserversor-
gungsgesetzes – K-GWVG, LGBl. Nr. 107/1997, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 36/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Wasserbezugsgebühren 
 
Für die Bereitstellung und Benützung der Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt 
Villach wird eine Wasserbezugsgebühr ausgeschrieben. 
 
§ 2 
Gegenstand der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren werden als Bereitstellungs- und als Benützungsgebühr 

ausgeschrieben. 
(2) Für die Bereitstellung der Gemeindewasserversorgungsanlage und für die Möglichkeit 

ihrer Benützung ist eine Bereitstellungsgebühr zu entrichten. 
(3) Für die tatsächliche Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage ist 

eine Benützungsgebühr zu entrichten. 
(4) Für Großabnehmer ist eine Sonderabnehmergebühr zu entrichten. 
(5) Der Versorgungsbereich für die Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserver-

sorgungsverbandes Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach ist mit gesonder-
ter Verordnung festgelegt. 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A – WBG-VI/1/2022 
  
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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§ 3 
Bereitstellungsgebühr 
 
(1) Die Bereitstellungsgebühr ist für jene Grundstücke oder Objekte zu entrichten, für die 

ein Anschlussauftrag erteilt oder ein Anschlussrecht eingeräumt wurde. 
(2) Die Bereitstellungsgebühr wird je nach Wasserzählertype monatlich wie folgt festge-

setzt: 
 

Wasserzählertype
(inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)

WZ Q3 4m³/h € 1,88 € 1,71

WZ Q3 10m³/h € 2,00 € 1,82

WZ Q3 16m³/h € 2,78 € 2,53

WZ DN50 € 5,00 € 4,55

WZ DN80 € 6,80 € 6,18

WZ DN100 € 11,70 € 10,64

WZ DN150 € 22,40 € 20,36

Verb.Z. DN50/80 € 23,80 € 21,64

Verb.Z. DN100 € 27,70 € 25,18

Verb.Z. DN150 € 35,20 € 32,00

Bereitstellungsgebühr

 
 

§ 4 
Benützungsgebühr 
 
Die Höhe der Benützungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der bezogenen 
Wassermenge in Kubikmeter mit dem Gebührensatz. 
 
§ 5 
Höhe der Benützungsgebühr 
 
Der Gebührensatz beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10%,  
€ 1,72 (d.s. € 1,56 exklusive USt.), pro m³. 
 
§ 6 
Sonderabnehmernachlass 
 
Der Sonderabnehmernachlass (Großabnehmernachlass) auf die geltende Benützungsge-
bühr beträgt für die pro Jahr bezogene Wassermenge von 
25.001 bis 50.000 m³  - 10%, 
50.001 bis 100.000 m³ - 20%, 
100.001 bis 150.000 m³ - 25%, 
150.001 bis 200.000 m³ - 30% und 
über 200.000 m³ - 35%. 
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§ 7 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Wasserbezugsgebühren sind die Eigentümer der an die Gemeinde-
wasserversorgungsanlage der Stadt Villach angeschlossenen Grundstücke oder bau-
lichen Anlagen verpflichtet. 
 
§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren sind einmal jährlich mittels Abgabenbescheid festzuset-

zen; sie sind mit Ablauf eines Monats nach Zustellung des Abgabenbescheides fällig.  
(2) Für die Ermittlung der Benützungsgebühr ist der Wasserverbrauch jeweils zufolge 

einer Wasserzählerablesung eines jeden Jahres heranzuziehen. 
(3) Die gemäß § 9 dieser Verordnung geleistete Teilzahlung ist bei der bescheidmäßigen 

Festsetzung in Abzug zu bringen. 
 
§ 9 
Teilzahlung 
 
(1) Für die Wasserbezugsgebühr sind Teilzahlungen vorzuschreiben. Die Vorschreibung 

erfolgt mittels Lastschriftanzeige mit Fälligkeit am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jedes 
Jahres zu je einem Viertel der Abgabenfestsetzung des Vorjahres. 

(2) Bei der erstmaligen Teilzahlung (Neuanschlüsse), bei denen kein Wert auf Grund 
einer Vorschreibung vorhanden ist, erfolgt die Vorschreibung der Teilzahlung aufgrund 
einer Schätzung (§ 184 Abs. 1 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. I Nr. 194/1961). 

 
§ 10 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 11 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 

Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WBG-VI/1/2021, mit der für die Gemeinde-
wasserversorgungsanlage der Stadt Villach Wasserbezugsgebühren ausgeschrieben 
werden, außer Kraft. 

 
Der Bürgermeister 
 
Günther Albel 
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - WBG-
VI/1/20212022, mit der Wasserbezugsgebühren für die Bereitstellung und Benützung 
der öffentlichen Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach 
ausgeschrieben werden (Wasserbezugsgebührenverordnung Villach). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. -
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 
Villacher Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBL. Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl. Nr. 80/2020 und gemäß §§ 23 und 24 des Kärntner 
Gemeindewasserversorgungsgesetzes – K-GWVG, LGBl. Nr. 107/1997, zuletzt in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/202136/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Wasserbezugsgebühren 
 
Für die Bereitstellung und Benützung der Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt 
Villach wird eine Wasserbezugsgebühr ausgeschrieben. 
 
§ 2 
Gegenstand der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren werden als Bereitstellungs- und als Benützungsgebühr 

ausgeschrieben. 
(2) Für die Bereitstellung der Gemeindewasserversorgungsanlage und für die Möglichkeit 

ihrer Benützung ist eine Bereitstellungsgebühr zu entrichten. 
(3) Für die tatsächliche Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage ist 

eine Benützungsgebühr zu entrichten. 
(4) Für Großabnehmer ist eine Sonderabnehmergebühr zu entrichten. 
(5) Der Versorgungsbereich für die Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserver-

sorgungsverbandes Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach ist mit gesonder-
ter Verordnung festgelegt. 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A – WBG-VI/1/20222022 
  
 

Villach, 6. November 202127. Oktober 
2022 
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§ 3 
Bereitstellungsgebühr 
 
(1) Die Bereitstellungsgebühr ist für jene Grundstücke oder Objekte zu entrichten, für die 

ein Anschlussauftrag erteilt oder ein Anschlussrecht eingeräumt wurde. 
(2) Die Bereitstellungsgebühr wird je nach Wasserzählertype monatlich wie folgt festge-

setzt: 

ab 01.01.2022 Wasserzählertype
(inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)

WZ Q3 4m³/h € 1,74 € 1,58

WZ Q3 10m³/h € 1,85 € 1,68

WZ Q3 16m³/h € 2,57 € 2,34

WZ DN50 € 4,57 € 4,15

WZ DN80 € 6,31 € 5,74

WZ DN100 € 10,80 € 9,82

WZ DN150 € 20,74 € 18,85

Verb.Z. DN50/80 € 22,01 € 20,01

Verb.Z. DN100 € 25,64 € 23,31

Verb.Z. DN150 € 32,59 € 29,63

Bereitstellungsgebühr

 
ab 01.01.2023 Wasserzählertype

(inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)
WZ Q3 4m³/h € 1,79 € 1,63

WZ Q3 10m³/h € 1,91 € 1,74

WZ Q3 16m³/h € 2,65 € 2,41

WZ DN50 € 4,71 € 4,28

WZ DN80 € 6,50 € 5,91

WZ DN100 € 11,12 € 10,11

WZ DN150 € 21,36 € 19,42

Verb.Z. DN50/80 € 22,67 € 20,61

Verb.Z. DN100 € 26,41 € 24,01

Verb.Z. DN150 € 33,57 € 30,52

Bereitstellungsgebühr

 
ab 01.01.2024 Wasserzählertype

(inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)
WZ Q3 4m³/h € 1,85 € 1,68

WZ Q3 10m³/h € 1,96 € 1,78

WZ Q3 16m³/h € 2,73 € 2,48

WZ DN50 € 4,85 € 4,41

WZ DN80 € 6,69 € 6,08

WZ DN100 € 11,46 € 10,42

WZ DN150 € 22,00 € 20,00

Verb.Z. DN50/80 € 23,35 € 21,23

Verb.Z. DN100 € 27,20 € 24,73

Verb.Z. DN150 € 34,57 € 31,43

Bereitstellungsgebühr
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Wasserzählertype
(inkl. 10% USt.) (exkl. 10% USt.)

WZ Q3 4m³/h € 1,88 € 1,71

WZ Q3 10m³/h € 2,00 € 1,82

WZ Q3 16m³/h € 2,78 € 2,53

WZ DN50 € 5,00 € 4,55

WZ DN80 € 6,80 € 6,18

WZ DN100 € 11,70 € 10,64

WZ DN150 € 22,40 € 20,36

Verb.Z. DN50/80 € 23,80 € 21,64

Verb.Z. DN100 € 27,70 € 25,18

Verb.Z. DN150 € 35,20 € 32,00

Bereitstellungsgebühr

 
 

§ 4 
Benützungsgebühr 
 
Die Höhe der Benützungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung der bezogenen 
Wassermenge in Kubikmeter mit dem Gebührensatz. 
 
§ 5 
Höhe der Benützungsgebühr 
 
Der Gebührensatz beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10%,  
€ 1,72 (d.s. € 1,56 exklusive USt.), pro m³. 
mit Wirkung 01.01.2022 € 1,59 (d.s. € 1,45 exklusive USt.), pro  m³, 
mit Wirkung 01.01.2023 € 1,64 (d.s. € 1,49 exklusive USt.), pro  m³, und 
mit Wirkung 01.01.2024 € 1,69 (d.s. € 1,54 exklusive USt.), pro  m³. 
 
§ 6 
Sonderabnehmernachlass 
 
Der Sonderabnehmernachlass (Großabnehmernachlass) auf die geltende Benützungsge-
bühr beträgt für die pro Jahr bezogene Wassermenge von 
25.001 bis 50.000 m³  - 10%, 
50.001 bis 100.000 m³ - 20%, 
100.001 bis 150.000 m³ - 25%, 
150.001 bis 200.000 m³ - 30% und 
über 200.000 m³ - 35%. 
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§ 7 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Wasserbezugsgebühren sind die Eigentümer der an die Gemeinde-
wasserversorgungsanlage der Stadt Villach angeschlossenen Grundstücke oder bau-
lichen Anlagen verpflichtet. 
 
§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren sind einmal jährlich mittels Abgabenbescheid festzuset-

zen; sie sind mit Ablauf eines Monats nach Zustellung des Abgabenbescheides fällig.  
(2) Für die Ermittlung der Benützungsgebühr ist der Wasserverbrauch jeweils zufolge 

einer Wasserzählerablesung eines jeden Jahres heranzuziehen. 
(3) Die gemäß § 9 dieser Verordnung geleistete Teilzahlung ist bei der bescheidmäßigen 

Festsetzung in Abzug zu bringen. 
 
§ 9 
Teilzahlung 
 
(1) Für die Wasserbezugsgebühr sind Teilzahlungen vorzuschreiben. Die Vorschreibung 

erfolgt mittels Lastschriftanzeige mit Fälligkeit am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jedes 
Jahres zu je einem Viertel der Abgabenfestsetzung des Vorjahres. 

(2) Bei der erstmaligen Teilzahlung (Neuanschlüsse), bei denen kein Wert auf Grund 
einer Vorschreibung vorhanden ist, erfolgt die Vorschreibung der Teilzahlung aufgrund 
einer Schätzung (§ 184 Abs. 1 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. I Nr. 194/1961). 

 
§ 10 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
§ 11 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 

Villach vom 73. Dezember 20182021, Zahl: 3/A – WGWBG-VI/1/20182021, mit der für 
die Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach Wasserbezugsgebühren 
ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
Der Bürgermeister 
 
Günther Albel 
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Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A-WAB/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher 
Wasseranschlussbeitragsverordnung 

 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Auf Grund des Antrages des zuständigen Stadtsenatsmitgliedes und des Amtsvortrages 
der GG5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022, wurde die Anpassung des 
Wasseranschlussbeitrages (Ergänzungsbeitrag, Nachtragsbeitrag) pro Bewertungs-
einheit von derzeit € 2.114,20 inkl. 10% USt. (d.s. € 1.922,00 exkl. USt.), 
 
mit Wirkung 1. Jänner 2023 auf € 2.284,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 2.076,36 exkl. USt.), 
  
beantragt. 
 
Die Beitragsanpassung liegt mit durchschnittlich 8% unter der hohen allgemeinen 
Teuerung von zumindest 10%. Die Anpassung ist für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
der Gemeindeversorgungsanlagen unbedingt notwendig. 
 
Die in Geltung stehende Verordnung des Gemeinderates der Stadt Villach vom 
3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WAB/1/2021, mit der Wasseranschlussbeiträge (Ergän-
zungsbeiträge, Nachtragsbeiträge) ausgeschrieben werden, ist daher im Sinne des 
Amtsvortrages der GG 5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022 anzu-
passen und der Gebührensatz entsprechend abzuändern.  
 
Er ergeht daher der 

Antrag, 
 

der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der  
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Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, mit der Wasseranschlussbeiträge (Ergänzungsbeitrag, 
Nachtragsbeitrag) ausgeschrieben werden, wird in Form der Beilage zugestimmt. Der 
Beschluss des Gemeinderates vom 3.12.2021 wird hinsichtlich der Tariffestlegung und 
Indexierung der Tarife ab 1.1.2023 und 1.1.2024 aufgehoben und durch diesen Beschluss 
ersetzt.“ 
 
Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 

   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:32

albegue
15.11.2022, 08:34



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1/2 

VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - WAB/1/2022,  
mit der Wasseranschlussbeiträge ausgeschrieben werden (Wasseranschlussbei-
tragsverordnung). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 
Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl.Nr. 80/2020, sowie § 10 Abs. 1 und § 13 des Kärntner Gemeindewasserversor-
gungsgesetzes - K-GWVG, LGBl.Nr. 107/1997, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl.Nr. 36/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 
Für die Schaffung der Möglichkeit eines Anschlusses an die öffentlichen Wasserversor-
gungsanlagen der Stadt Villach werden zur Deckung der Kosten der Errichtung dieser 
Wasserversorgungsanlagen Wasseranschlussbeiträge (Ergänzungsbeitrag, Nachtrags-
beitrag) nach den Bestimmungen des Gemeindewasserversorgungsgesetzes ausge-
schrieben. 
 
§ 2 
Abgabenschuldner 
 
(1) Zur Entrichtung des Wasseranschlussbeitrages sind die Eigentümer der an die 

Gemeindewasserversorgungsanlage anzuschließenden Grundstücke oder Bau-
werke verpflichtet. 

  
(2) Der Grundeigentümer haftet - sofern er nicht selbst Abgabenschuldner ist - für 

den Wasseranschlussbeitrag mit dem Abgabenschuldner zur ungeteilten Hand. 
 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - WAB/1/2022 
  
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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§ 3 
Höhe der Anschlussbeiträge 
 
Der Beitragssatz wird mit € 2.284,00 inkl. 10% USt. (d.s. € 2.076,36 exkl. USt.), pro 
Bewertungseinheit festgesetzt. 
 

§ 4 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Be-
zeichnungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, 
umfassen diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
 
§ 5 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WAB/1/2021, mit der Wasseran-
schlussbeiträge ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Günther Albel 
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - 
WAB/1/20212022,  
mit der Wasseranschlussbeiträge ausgeschrieben werden (Wasseranschlussbei-
tragsverordnung). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 - FAG 2017, BGBl. I Nr. 
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 
Villacher Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBl.Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl.Nr. 80/2020, sowie § 10 Abs. 1 und § 13 des Kärntner 
Gemeindewasserversorgungsgesetzes - K-GWVG, LGBl.Nr. 107/1997, zuletzt in der 
Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 64/202136/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 
Für die Schaffung der Möglichkeit eines Anschlusses an die öffentlichen Wasserversor-
gungsanlagen der Stadt Villach werden zur Deckung der Kosten der Errichtung dieser 
Wasserversorgungsanlagen Wasseranschlussbeiträge (Ergänzungsbeitrag, Nachtrags-
beitrag) nach den Bestimmungen des Gemeindewasserversorgungsgesetzes ausge-
schrieben. 
 
§ 2 
Abgabenschuldner 
 
(1) Zur Entrichtung des Wasseranschlussbeitrages sind die Eigentümer der an die 

Gemeindewasserversorgungsanlage anzuschließenden Grundstücke oder Bau-
werke verpflichtet. 

  
(2) Der Grundeigentümer haftet - sofern er nicht selbst Abgabenschuldner ist - für 

den Wasseranschlussbeitrag mit dem Abgabenschuldner zur ungeteilten Hand. 

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A - WAB/1/20212022 
  
 

Villach, 5. November 202127. Oktober 
2022 
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§ 3 
Höhe der Anschlussbeiträge 
 

Der Beitragssatz wird mit Wirkung 1. Jänner 2022 auf € 2.114,20284,00 inkl. 
10% USt. (d.s. € 1.922,002.076,36 exkl. USt.),  
mit Wirkung 1. Jänner 2023 auf € 2.177,63 inkl. 10% USt. (d.s. € 1.979,66 exkl. USt.), 
mit Wirkung 1. Jänner 2024 auf € 2.242,95 inkl. 10% USt. (d.s. € 2.039,05 exkl. USt.),  

pro Bewertungseinheit festgesetzt. 
 

§ 4 
Gleichstellungsklausel 
 
Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Be-
zeichnungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, 
umfassen diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 
 
 
§ 5 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
  
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Stadt Villach vom 73. Dezember 20182021, Zahl: 3/A – WAB/1/20182021, mit der 
Wasseranschlussbeiträge ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Günther Albel 
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Abgaben 
Roland Hauer 

T +43 4242 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

Zahl: 3/A-WBG-FSG/1/2022 

Villach, 28. Oktober 2022 

 
 

Änderung der Villacher Wasserbezugs-
gebührenverordnung Gemeindewasserversorgungsanlage 
Faaker-See-Gebiet 

AMTSVORTRAG 
 
an den 
Haupt- und Finanzausschuss 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
 
Auf Grund des Antrages des zuständigen Stadtsenatsmitgliedes und des Amtsvortra-
ges der GG5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022, wurde die Anpassung 
der Wasserbezugsgebühr für die Bereitstellung und Benützung der öffentlichen 
Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach von derzeit € 1,59 inkl. 10% USt. 
(d.s. € 1,45 exkl. USt.), pro m³, 
 
mit Wirkung 1. Jänner 2023 auf € 1,72 inkl. 10% USt. (d.s. € 1,56 exkl. USt.), pro m³, 
 
beantragt. 
 
Die Gebührenanpassung liegt mit durchschnittlich 8% unter der hohen allgemeinen 
Teuerung von zumindest 10%. Die Anpassung ist für die Aufrechterhaltung des Betriebes 
der Gemeindewasserversorgungsanlage unbedingt notwendig. 
 
Die in Geltung stehende Verordnung des Gemeinderates der Stadt Villach vom 
3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WBG-FSG/1/2021, betreffend die Ausschreibung von 
Wasserbezugsgebühren für die Benützung der öffentlichen Gemeindewasserver-
sorgungsanlage Faaker-See-Gebiet im Gemeindegebiet von Villach, ist daher im Sinne 
des Amtsvortrages der GG 5 Betriebe und Unternehmen vom 24. Oktober 2022 
entsprechend anzupassen. 
 
 
Er ergeht daher der 
 

Antrag, 
 

 

der Haupt- und Finanzausschuss sowie der Stadtsenat mögen vorberaten und der  
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Gemeinderat möge mit Wirkung 1. Jänner 2023 beschließen: 
 
„Der Änderung der Verordnung, mit der für die Möglichkeit der Benützung und die tatsächliche 
Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserversorgungsverban-
des Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach Wasserbezugsgebühren und eine 
Wasserzählergebühr ausgeschrieben werden, wird in Form der Beilage zugestimmt.  
Der Beschluss des Gemeinderates vom 3.12.2021 wird hinsichtlich der Tariffestlegung und 
Indexierung der Tarife ab 1.1.2023 und 1.1.2024 aufgehoben und durch diesen Beschluss 
ersetzt.“ 
 
 
Der Abteilungsleiter Die Finanzdirektorin: Der Bürgermeister: 

   
   

   
 

Roland Hauer 
Mag.a Alexandra 

Burgstaller 
 

Günther Albel 
 
 

Verteiler: 
Haupt- und Finanzausschuss 2-fach 
Stadtsenat 
Gemeinderat 
Herrn Bürgermeister 
Herrn Magistratsdirektor 
Frau Finanzdirektorin 
GG1 
Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 
3/A 

hauerol
14.11.2022, 14:36

albegue
15.11.2022, 07:59
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 2. Dezember 2022, Zahl: 3/A - WBG-
FSG/1/2022, mit der Wasserbezugsgebühren und eine Wasserzählergebühr ausge-
schrieben werden (Wasserbezugsgebührenverordnung Faaker-See-Gebiet). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. -
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 133/2022, § 14 des Villacher 
Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBL. Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des Geset-
zes LGBl.Nr. 80/2020 und gemäß §§ 23 und 24 des Kärntner Gemeindewasserversor-
gungsgesetzes – K-GWVG, LGBl. Nr. 107/1997, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 36/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 

(1) Für die Bereitstellung, für die Möglichkeit der Benützung und die tatsächliche Inan-
spruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserversorgungsver-
bandes Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach werden von der Stadt Villach 
Wasserbezugsgebühren ausgeschrieben. 

 

(2) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler wird von der 
Stadt Villach eine Wasserzählergebühr ausgeschrieben. 

 
§ 2 
Gegenstand der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren werden als Bereitstellungs- und als Benützungs-

gebühr ausgeschrieben.  

 

(2) Für die Bereitstellung der Gemeindewasserversorgungsanlage und für die Mög-
lichkeit ihrer Benützung ist eine Bereitstellungsgebühr zu entrichten.  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A – WBG-FSG/1/2022 
  
 

Villach, 27. Oktober 2022 
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(3) Für die tatsächliche Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage ist 
eine Benützungsgebühr zu entrichten.  

 

(4) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler ist eine 
Wasserzählergebühr zu entrichten. 

 

(5) Der Versorgungsbereich für die Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt 
Villach ist mit gesonderter Verordnung festgelegt. 

 
§ 3 
Bereitstellungsgebühr 

 

(1) Die Bereitstellungsgebühr ist für jene Grundstücke oder Objekte zu entrichten, für 
die ein Anschlussauftrag erteilt oder ein Anschlussrecht eingeräumt wurde. 

 

(2) Die Höhe der jährlichen Bereitstellungsgebühr wird mit dem 70-fachen des Ge-
bührensatzes gemäß § 5 dieser Verordnung festgelegt. 

 

§ 4 
Benützungsgebühr  

 

(1) Die Höhe der Benützungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung des mittels 
Wasserzählers ermittelten tatsächlichen Wasserverbrauches eines Jahres in Ku-
bikmeter (Bemessungsgrundlage) mit dem Gebührensatz. 

 

(2) Die Höhe der jährlichen Bereitstellungsgebühr ist bei der Benützungsgebühr an-
zurechnen. 

 
§ 5 
Höhe der Benützungsgebühr 
 
Der Gebührensatz beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10 % 
pro m³ € 1,72 (d.s. € 1,56 exklusive USt.). 

 

§ 6 
Wasserzählergebühr 
 
Die jährliche Wasserzählergebühr ist pauschal für jeden Wasserzähler zu entrichten und 
beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10 %: 

 

Q3:  4 m³ - Wasserzähler  € 12,00 (d.s. € 10,91 exklusive USt.), 
Q3: 10 m³ - Wasserzähler  € 12,00 (d.s. € 10,91 exklusive USt.), 
Q3: 16 m³ - Wasserzähler  € 26,40 (d.s.  € 24,00 exklusive USt.), und 
  30 m³ - Wasserzähler  € 70,00 (d.s. € 63,64 exklusive USt.). 
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§ 7 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Wasserbezugsgebühren und der Wasserzählergebühr sind die 
Eigentümer der an die Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach ange-
schlossenen Grundstücke oder baulichen Anlagen verpflichtet. 
 

§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit der Abgabe  

 

(1) Die Wasserbezugsgebühren und die Wasserzählergebühr sind einmal jährlich mittels 
Abgabenbescheid festzusetzen; sie sind mit Ablauf eines Monats nach Zustellung des 
Abgabenbescheides fällig. 

 

(2) Für die Ermittlung der Benützungsgebühr ist der Wasserverbrauch jeweils zufolge 
einer Wasserzählerablesung eines jeden Jahres heranzuziehen. 

 

(3) Die gemäß § 9 dieser Verordnung geleistete Teilzahlung ist bei der bescheidmäßigen 
Festsetzung in Abzug zu bringen. 

 
§ 9 
Teilzahlung 
 
(1) Für die Wasserbezugsgebühr und die Wasserzählergebühr sind Teilzahlungen vor-

zuschreiben. Die Vorschreibung erfolgt mittels Lastschriftanzeige mit Fälligkeit am 
15.2., 15.5 bzw. 15.8. jedes Jahres zu je einem Drittel der Abgabenfestsetzung des 
Vorjahres. 

 

(2) Bei der erstmaligen Teilzahlung (Neuanschlüsse), bei denen kein Wert auf Grund 
einer Vorschreibung vorhanden ist, erfolgt die Vorschreibung der Teilzahlung aufgrund 
einer Schätzung (§ 184 Abs. 1 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. I Nr. 194/1961). 

 
§ 10 
Gleichstellungsklausel 

 

Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 

 

§ 11 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
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(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 
Villach vom 3. Dezember 2021, Zahl: 3/A – WBG-FSG/1/2021, mit der für die 
Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserversorgungsverbandes Faaker-See-
Gebiet im Bereich der Stadt Villach Wasserbezugsgebühren und eine 
Wasserzählergebühr ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Günther Albel 
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VERORDNUNG 
 
 
des Gemeinderates der Stadt Villach vom 32. Dezember 20212022, Zahl: 3/A - WBG-
FSG/1/20212022, mit der Wasserbezugsgebühren und eine Wasserzählergebühr 
ausgeschrieben werden (Wasserbezugsgebührenverordnung Faaker-See-Gebiet). 
 
Gemäß §§ 16 und 17 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. -
116/2016, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 140/2021133/2022, § 14 des 
Villacher Stadtrechtes 1998, K-VStR 1998, LGBL. Nr. 69/1998, zuletzt in der Fassung des 
Gesetzes LGBl.Nr. 80/2020 und gemäß §§ 23 und 24 des Kärntner 
Gemeindewasserversorgungsgesetzes – K-GWVG, LGBl. Nr. 107/1997, zuletzt in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/202136/2022, wird verordnet: 
 
§ 1 
Ausschreibung 
 

(1) Für die Bereitstellung, für die Möglichkeit der Benützung und die tatsächliche Inan-
spruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserversorgungsver-
bandes Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach werden von der Stadt Villach 
Wasserbezugsgebühren ausgeschrieben. 

 

(2) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler wird von der 
Stadt Villach eine Wasserzählergebühr ausgeschrieben. 

 
§ 2 
Gegenstand der Abgabe 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühren werden als Bereitstellungs- und als Benützungs-

gebühr ausgeschrieben.  

 

(2) Für die Bereitstellung der Gemeindewasserversorgungsanlage und für die Mög-
lichkeit ihrer Benützung ist eine Bereitstellungsgebühr zu entrichten.  

Abgaben 
9500 Villach, Rathaus, Rathausplatz 1 

 
Roland Hauer 

T +43 42 42 / 205-5410 
E roland.hauer@villach.at 

W villach.at 
 

Zahl: 3/A – WBG-FSG/1/20212022 
  
 

Villach, 5. November 202127. Oktober 
2022 
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(3) Für die tatsächliche Inanspruchnahme der Gemeindewasserversorgungsanlage ist 
eine Benützungsgebühr zu entrichten.  

 

(4) Für die Bereitstellung und Benützung der gemeindeeigenen Wasserzähler ist eine 
Wasserzählergebühr zu entrichten. 

 

(5) Der Versorgungsbereich für die Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt 
Villach ist mit gesonderter Verordnung festgelegt. 

 
§ 3 
Bereitstellungsgebühr 

 

(1) Die Bereitstellungsgebühr ist für jene Grundstücke oder Objekte zu entrichten, für 
die ein Anschlussauftrag erteilt oder ein Anschlussrecht eingeräumt wurde. 

 

(2) Die Höhe der jährlichen Bereitstellungsgebühr wird mit dem 70-fachen des Ge-
bührensatzes gemäß § 5 dieser Verordnung festgelegt. 

 

§ 4 
Benützungsgebühr  

 

(1) Die Höhe der Benützungsgebühr ergibt sich aus der Vervielfachung des mittels 
Wasserzählers ermittelten tatsächlichen Wasserverbrauches eines Jahres in Ku-
bikmeter (Bemessungsgrundlage) mit dem Gebührensatz. 

 

(2) Die Höhe der jährlichen Bereitstellungsgebühr ist bei der Benützungsgebühr an-
zurechnen. 

 
§ 5 
Höhe der Benützungsgebühr 
 
Der Gebührensatz beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10 % 
pro m³ € 1,72 (d.s. € 1,56 exklusive USt.). 
 
mit Wirkung 01.01.2022 € 1,59 (d.s. € 1,45 exklusive USt.), 
mit Wirkung 01.01.2023 € 1,64 (d.s. € 1,49 exklusive USt.), und 
mit Wirkung 01.01.2024 € 1,69 (d.s. € 1,54 exklusive USt.). 
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§ 6 
Wasserzählergebühr 
 
Die jährliche Wasserzählergebühr ist pauschal für jeden Wasserzähler zu entrichten und 
beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer von derzeit 10 %: 

 

Q3:  4 m³ - Wasserzähler  € 12,00 (d.s. € 10,91 exklusive USt.), 
Q3: 10 m³ - Wasserzähler  € 12,00 (d.s. € 10,91 exklusive USt.), 
Q3: 16 m³ - Wasserzähler  € 26,40 (d.s.  € 24,00 exklusive USt.), und 
  30 m³ - Wasserzähler  € 70,00 (d.s. € 63,64 exklusive USt.). 
§ 7 
Abgabenschuldner 
 
Zur Entrichtung der Wasserbezugsgebühren und der Wasserzählergebühr sind die 
Eigentümer der an die Gemeindewasserversorgungsanlage der Stadt Villach ange-
schlossenen Grundstücke oder baulichen Anlagen verpflichtet. 
 

§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit der Abgabe  

 

(1) Die Wasserbezugsgebühren und die Wasserzählergebühr sind einmal jährlich mittels 
Abgabenbescheid festzusetzen; sie sind mit Ablauf eines Monats nach Zustellung des 
Abgabenbescheides fällig. 

 

(2) Für die Ermittlung der Benützungsgebühr ist der Wasserverbrauch jeweils zufolge 
einer Wasserzählerablesung eines jeden Jahres heranzuziehen. 

 

(3) Die gemäß § 9 dieser Verordnung geleistete Teilzahlung ist bei der bescheidmäßigen 
Festsetzung in Abzug zu bringen. 

 
§ 9 
Teilzahlung 
 
(1) Für die Wasserbezugsgebühr und die Wasserzählergebühr sind Teilzahlungen vor-

zuschreiben. Die Vorschreibung erfolgt mittels Lastschriftanzeige mit Fälligkeit am 
15.2., 15.5 bzw. 15.8. jedes Jahres zu je einem Drittel der Abgabenfestsetzung des 
Vorjahres. 

 

(2) Bei der erstmaligen Teilzahlung (Neuanschlüsse), bei denen kein Wert auf Grund 
einer Vorschreibung vorhanden ist, erfolgt die Vorschreibung der Teilzahlung aufgrund 
einer Schätzung (§ 184 Abs. 1 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. I Nr. 194/1961). 

 
§ 10 
Gleichstellungsklausel 
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Soweit in dieser Verordnung Funktionsbezeichnungen und personenbezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form oder nur in weiblicher Form verwendet werden, umfassen 
diese Männer und Frauen in gleicher Weise. 

 

§ 11 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 20222023 in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 

Villach vom 73. Dezember 2018, Zl.2021, Zahl: 3/A – WG-FaaWBG-FSG/1/20182021, 
mit der für die Gemeindewasserversorgungsanlage des Wasserversorgungsverbandes 
Faaker-See-Gebiet im Bereich der Stadt Villach Wasserbezugsgebühren und eine 
Wasserzählergebühr ausgeschrieben werden, außer Kraft. 

 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Günther Albel 
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Freizeit & Sport 

T +43 4242 / 205-3660 

E christina.bartl@villach.at 

W villach.at 

Zahl: Tarif-KuZe-Drobollach2022 

 

Villach, 08.11.2022 

Tarifanpassung Kulturzentrum Drobollach   

 

AMTSVORTRAG 

an den 
Haupt- und Finanzausschuss  

Stadtsenat  

Gemeinderat 

 
Das Rüst- und Kulturzentrum Drobollach wurde in den Jahren 2008 und 2009 von der 

Stadt Villach bzw. der VIV errichtet. Nutzer sind aktuell die FF Drobollach, die 

Abteilungen Stadtgrün und Wirtschaftshof und saisonal der TVB Villach. Darüber 

hinaus wird ein Teil der Räumlichkeiten – genannt „Veranstaltungsbereich“ – unter 

Verwaltung von 5/F als Kulturzentrum (Veranstaltungsräumlichkeit für verschieden 

Events, Festen, Sitzungen) an externe Nutzer vermietet.  

Mit 01.01.2023 übernimmt die Abteilung 4/FS von der Abteilung 5/F die Verwaltung, 

Vermietung und Vergabe des Veranstaltungsbereiches. 

Für die Räumlichkeiten der Ganzjahrespächter bleiben die jeweiligen 

Organisationeinheiten weiterhin vollumfänglich selbst verantwortlich. 

 

Basierend auf der mit 1. Jänner 2022 in Kraft getretenen „Villacher 

Wertanpassungsrichtlinie“ wird eine Tarifneugestaltung im Rahmen der 

Verwaltungsänderung vorgeschlagen. Die Tarife wurden im Zuge einer Marktanalyse 

auf Branchenüblichkeit überprüft und angepasst. Im Sinne der Vereinfachung und 

Vereinheitlichung wurden sie am bestehenden Tarifsystem der Bambergsäle 

angelehnt. Erhalten bleibt ein Pauschal-Tarif für die ortsansässigen Vereine.  

 

Unter Berücksichtigung einer Sachzielorientierung soll durch diese Tarife eine 

Abdeckung der Betriebs- und Personalkosten ohne Einrechnung der Pacht- und 

Abschreibungskosten für Investitionen erreicht werden.  
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Es ergeht daher der   

 

Antrag  

 

„Einer Anpassung der Tarife für den Veranstaltungssaal im Rüst- und Kulturzentrum 

Drobollach laut beiliegenden Tarifblättern mit Gültigkeit ab 01.01. 2023 die Zustimmung 

zu erteilen. Alle Preise gelten inkl. 20% USt.“ 

 

 

Abteilungsleiter Geschäftsgruppenleiter Referent 

 

Mag. Martin Kroissenbacher 

 

Mag. Georg Wuzella 

 

Harald Sobe 

 

 

Verteiler 

Haupt- und Finanzausschuss 

Stadtsenat 

Gemeinderat 

Herrn Bürgermeister Günther Albel 

Herrn Stadtrat Harald Sobe 

Herrn Magistratsdirektor Mag. Christoph Herzeg 

Fraktionen: SPÖ, FPÖ, ÖVP, ERDE, GRÜNE 

Magistratsdirektion 

GG4 

Abt. 4/FS 

 

wuzegeo
16.11.2022, 15:04
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Tarife Kulturzentrum Drobollach – INTERN   
 

 Nutzungstarife  BASIS  PLUS  

 

Sitzungspauschale  

Saalnutzung bis 3h  

 

120,00 €  

 

 

 

Halbtagespauschale 

Saalnutzung bis 7 Stunden 

  

270,00 €  

 

Ganztagespauschale 

Saalnutzung 7 – 12 Stunden* 

  

340,00 €  

 
*ab 12 Stunden jede weitere Stunde 60,00 € 

 

 

 

 

 

Leistungen Basis  Plus  

Miete    

Bestuhlung und Tisch – Selbstaufbau   

Saallicht   

Klimatisierung, Heizung   

Standardreinigung    

2 Flipcharts + 2 Pinnwände   

Saal - Tonanlage   

Beamer + Leinwand    

Benutzung der Küche  + 60,00 €  

 

Personal     

Veranstaltungstechniker/in  
 

auf Anfrage 

Reinigungskraft (Sonderreinigung)  je Stunde            42,00 €  

 

 

Für die Benützung der Toiletten bei Veranstaltung am Dorfplatz werden dem Veranstalter 

Reinigungskosten in der Höhe von 96,00 € verrechnet. 

 

  



 

 

 

 

 

 

 

 

Seeblickstraße 76, 9500 Villach, Tel.: +43 (0)4242 205 3660, E-Mail: XXX    2/ 3 

Tarife Kulturzentrum Drobollach – EXTERN  
 

 Nutzungstarife  BASIS  PLUS  

 

Sitzungspauschale  

Saalnutzung bis 3h  

 

140,00 €  

 

 

 

Halbtagespauschale 

Saalnutzung bis 7 Stunden 

  

330,00 €  

 

Ganztagespauschale 

Saalnutzung 7 – 12 Stunden* 

  

400,00 €  

 
*ab 12 Stunden jede weitere Stunde 72,00 € 

 

 

 

 

 

Leistungen Basis  Plus  

Miete    

Bestuhlung und Tisch – Selbstaufbau   

Saallicht   

Klimatisierung, Heizung   

Standardreinigung    

2 Flipcharts + 2 Pinnwände   

Saal - Tonanlage   

Beamer + Leinwand    

Benutzung der Küche  + 72,00 €  

 

Personal     

Veranstaltungstechniker/in  
 

auf Anfrage 

Reinigungskraft (Sonderreinigung)  je Stunde             50,40 €  

 

 

Für die Benützung der Toiletten bei Veranstaltung am Dorfplatz werden dem Veranstalter 

Reinigungskosten in der Höhe von 115,00 € verrechnet. 

 

 

 

Alle Preise verstehen sich inklusive 20% Mehrwertsteuer. 

Verrechnung erfolgt nach tatsächlichem Aufwand. 

Für sämtliche Leistungen gelten die aktuellen AGB die Sie auch online unter XXXX finden. 
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Als Ortsansässige Vereine gelten ausschließlich:  

 

• Ortsverschönerungsverein Drobollach  

• Trachtenkapelle Drobollach  

• Musikgruppe „Freunde vom Faaker See“  

• Pensionistengruppe Drobollach – Volkshilfe Villach  

• Jagdhornbläsergruppe Faakersee  

• Drobollacher Zechburschen  

• Fischerverein Forelle Faaker See 

• Wirtegemeinschaft Drobollach  

• Friedhofsgemeinschaft Mittewald/ Faaker See  

• Tennisverein Drobollach 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Alle Preise verstehen sich inklusive 20% Mehrwertsteuer. 

Verrechnung erfolgt nach tatsächlichem Aufwand. 

Für sämtliche Leistungen gelten die aktuellen AGB die Sie auch online unter XXXX finden. 

Ortsansässige Vereine     
Pauschale für 4 Veranstaltungen im Jahr   240,00 €* 

 

*Reinigung und Küche werden zusätzlich verrechnet pro Veranstaltung laut internen Tarifen 
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